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Arbeits- und Führertagung des Bundes Deutſcher Often. 


Am 28. und 29. Oktober fand in den Räumen des „Vollbsdeutſchen 
Klubs“ die zweite Arbeits- und Führertagung des Bundes Deutscher 
Often ſtatt. An ihr nahmen außer den Mitarbeitern der Bundes⸗ 
führung die Führer der Vandes- und Untergruppen ſowie eine größere 
Sahl von Amtsträgern teil. Sie diente dazu, durch Erfahrungsaus- 
tauſch Anregungen für die weitere erfolgreiche Ausgeſtaltung der 
Oſtarbeit zu geben und eine Reihe grundſätzlicher Fragen in der zu⸗ 
künftigen Arbeit zu klären. e 5 un 

Bundesführer Dr. Lüdtke begrüßte einleitend beſonders herzlich 
den Schirmherrn der Landesgruppe Oſtmark, Gruppenführer Pg. Sieg- 
fried Kaſche, Frankfurt a. d. O. Er dankte dieſem dafür, daß er 
durch jeine Teilnahme an der Tagung des BDO, erneut ſeine Ver- 
bundenheit mit dem Oſten bekundet habe, den er an der Spitze der 
oſtmärkiſchen SA gemeinſam mit anderen verdienten Führern und 
Vorkämpfern der deutſchen Erneuerung in jahrelangem jähen und 
opfervollen Kampf für die Idee Adolf Hitlers gewonnen hat. Ebenſo 
begrüßte Dr. Lüdtke den Schirmherrn der Untergruppe Grenzmark 
Poſen-Weſtpreußen Landeshauptmann Pg. Fiebing. Der Schirm⸗ 
herr des BDO, Oberpräfident Pg. Kube, hatte der Tagung ſeine 
herzlichen Grüße geſandt. us 

Anfprache des Bundesjührers. i 

Auf die Entwicklung der Oſtbewegung, die im Bund Deutſcher 
Osten ihre neue organijatorifche Form gefunden hat, eingehend, führte 
Bundesführer Dr. Lüdtke dann u.a. folgendes aus: Eine Oft- 
bewegung hates gegeben, ſolange es eine deutſche 
Geschichte gibt. Die Oftbemegung des 19. Jahrhunderts war 
durch zwei Faktoren mitbeltimmt, durch das Erlebnis der pol- 
niſchen Nufſtände, das dem deutſchen Volke die Gefahr, die 
ihm vom Oſten bedroht, klargemacht hat, und durch die libera⸗ 
liſtiſche Srundtenden! des politiſchen und geifti- 


gen Lebens, die eine poſitive Gestaltung der deutſchen Oſtarbeit 


verhindert hat. In dieſer Seit iſt der aus dem Geist Bismarcks 
erwachſene „Deutſche Oſtmarken-Verein“ das gute Gewiſſen Deutsch- 
lands in den Oftfragen geweſen. Nach dem Juſammenbruch find dann 
eine Reihe von Organiſationen entſtanden, die in ihrer Zuſammen⸗ 
faſſung die deutſche Oſtbewegung darſtellten. Dieſe Verbände haben 
niemals ein Ganzes gebildet; und Jo ijt die Oſtbewegung zu einer 
ftraffen Juſammenfaſſung aus eigener Kraft nicht gelangt. 
Notwendig war, wenn die Geſchloſſenheit und Sielſicherheit der 
Oltarbeit garantiert werden ſollte, eine neue, ſtraff geführte Organi⸗ 
jation, in der es kein Neben- und Gegeneinander mehr gab, und die 
ſich auf das geſamte Gebiet der Oſtarbeit erftrerkte. Dahin 
lautete der Auftrag, den der Leiter des Außenpolitiſchen Amtes, 
Pg. Alfred Roſenberg, im April d. J. erteilte. So iſt der Bund 
Deutſcher Often, wie er heute befteht, der Erfolg einer geiſtigen Aus- 
einanderſetzung, in der es darauf ankam, die Notwendigkeit der 
organiſatoriſchen Neugeftaltung der Oftarbeit auf dem Boden der 
nationalſoſialiſtiſchen Weltanſchauung zu erweiſen. R 
Bei der gegenwärtigen politifchen Situation iſt die Arbeit, wie ſie 
der BDO. ju leiſten hat, unentbehrlicher denn je. In den vergangenen 
15 Jahren wurde zwar viel vom Olten geſprochen; aber hinter den 
Worten ſtand kein einiges Volk und kein gejchlojlener Wille. Der 
ſten verfiel, und Deutſchland trieb einem neuen, noch größeren Ju- 
ſammenbruch entgegen, als es ihn im Jahre 1918 durchgemacht hatte. 
Vor dieſem Suſammenbruch wurde Deutſchland 
durch den Natienaljozialismus gerettet. Wenn die 
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Welt jetzt das neue Deutschland bekämpft, dann zeigt ſie, daß ſie vom 
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Wollen der nationalſozialiſtiſchen Bewegung eine völlig irrige Vor⸗ 
ſtellung hat. Der Kriegspſychoſe der Anderen hat der Führer eine 
Offenſide für den Frieden entgegengeſtellt, einen Stieden, der auch für 
Deutſchland ehrenvoll iſt und ihm fein Recht auf Gleichberochtigung 
ſichert. Der BO. wird die vom Führer vorgezeichnete Politik niemals 
verlaffen. Dieſe Politik will einen friedlichen, für 
Deutſchland und Polen tragbaren und ehrenvollen 
Ausgleich finden. Somit erwächſt dem BDO. die Pflicht, das 
ganze deutſche Voll auf dem Boden nationalſozialiſtiſcher Weltanſchau- 
ung zum Verſtändnis des Oftens zu führen, es reif zu machen für die 
Erfüllung ſeiner Miffion, ihm immer wieder in Wort und Bild und 
Erleben zu zeigen: Das iſt der Oſten, der Schick fals raum 
der deutſchen Nation. . ; 
Dr. Lüdtke gab nunmehr einen ausführlichen Bericht über die 
vielfältige Arbeit der Organiſation und ſtellte feſt, daß der BDO. 
niemals Selbſtzweck, ſondern immer nur Mittel zum völkiſchen und 
ſtaatlichen Aufbau ſei. 

Der ſlellvertretende Bundesführer Dr. Thiele berichtete an- 
ſchließend über praktiſche Fragen, insbeſondere über die große 

Oſtausſtellung, 

die vom J. Dezember dieſes bis zum 10. Januar nächſten Jahres vom 
BDO. in Berlin veranſtaltet wird. Die Ausſtellung, über deren Auf⸗ 
bau und Bedeutung ſich Dr. Thiele bereits am Tage vorher in einer 
Preſſebeſprechung eingehend geäußert hatte, wird raumlich das Gebiet 
von Ostpreußen über Gberſchleſien bis zur baueriſchen Oſtmark und 
zeitlich die Jahrtauſende von der Steinzeit bis zur Gegenwart um- 
fallen. Sie wird ein erſchöpfendes Bild deſſen bieten, was dieſe 
deutſchen Gebiete an geiſtigen, kulturellen, wirtschaftlichen und poli- 
tiſchen Leiſtungen hervorgebracht haben. Die Ausftellung gliedert ſich 
in vier Abteilungen. In der erften Abteilung Joll gezeigt werden, 
wie der Menſch des Oſtens ausſieht, und was er geleiftet hat. 
Hier werden zunächſt nicht die Bilder berühmter, ſondern einfacher 
Menjchen, die Bilder oſtdeutſcher Bauern, Fiſcher uſw. gezeigt. Dann 
wird der Menſch des deutſchen Oftens dargeſtellt, der zu beſonderer 
Bedeutung gelangt iſt. Einzelne Kojen zeigen den Anteil des Oftens 
an der deutſchen geiſtigen Entwicklung. Perſönlichbeiten wie Koper⸗ 
nikus, Fichte, Eichendorff werden in ihrer Bedeutung für das ge⸗ 
ſamtdeutſche Leben herausgestellt. Hier wird das oſtdeutſche Schrift- 
tum der Gegenwart, der Oſtdeutſche in der bildenden Kunſt und der 
Oſtdeutſche als Führerperſönlichkeit dargeſtellt werden. Die 2. Ab⸗ 
teilung der Ausſtellung iſt der Land ſchaft des deutſchen 
Oſtens gewidmet. Junächſt wird das Urbild der oſtdeutſchen Land⸗ 
ſchaft gezeigt; dann folgen die markanteſten Gegenden des deutſchen 
Ostens. In einer Einzelgruppe wird die oſtdeutſche Landſchaft in der 
veranſchaulicht werden. In der 3. Abteilung, die das 
Werden und Wachſen des oſtdeutſchen Landes dar⸗ 
ſtellen ſoll, wird eine Gruppe „Der Olten in der Vorzeit“, eine weitere 
„Die Oſtbewegung des Mittelalters“ gezeigt. Die 4. Abteilung: „Der 
Oſten und unfere Zeit“ wird allein zwei Stockwerke des Jieben- 
ſtöckigen Ausſtellungshauſes umfaſſen. Hier wird dargetan, wie durch 
Berjailles das Oftgebiet zerriſſen und durch zahlreiche Hemmungen 
das Wirtſchaftsleben zum Verfa⸗l getrieben worden iſt. Cine be⸗ 
ſondere Gruppe iſt dem „Kampf des deutſchen Volkes im Oſten“ ge- 
widmet. Die ganze Ausſtellung gipfelt in den. Thema: „Der Oſten 
als deutſche Aujgabe.“ Hier werden u. a. dargeſtellt werden: „SA. 
und PO. im Kampf um den deutſchen Often“, „Die junge Generation 
und der Often“, „Die Arbeit der oſtdeutſchen Frau“ und „Die deutsche 
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Siedlung im Often“. Während der Ausſtellungszeit werden zahlreiche 
Veranſtaltungen, Filuworführungen, Vorträge, Sührungen durch 
Berlin und Potsdam ſtattfinden. Sonderfüge werden die Be⸗ 
jucher aus Mittel-, West- und Süddeutſchland nach Berlin bringen. 

In der folgenden Erörterung kamen organijalorifche und arbeits- 
techniſche Fragen zur Sprache. Es beſtand Einigkeit darüber, daß 
aufs engſte mit allen Stellen der Partei, mit SA., Frauenſchaften, 
PO. ufm., zuſammengearbeitet werden müffe, und daß die Landes“ 
und Untergruppenführer Wert darauf legen müjlen, auch mit 
den Behörden im engjten Einvernehmen zu ſtehen, damit auf allen 
Gebieten der Oſtarbeit eine größtmögliche Einheitlichkeit erzielt und 
der Oſtarbeit im Rahmen der Geſamtarbeit der NSDAP. der ihr 
gebührende Platz eingeräumt wird. Der Landesführer der Ojtmark, 
Pg. Kriebel, berichtete u. a. über die Vorbereitungen, die er 
für die allgemeine Durchführung einer „Stunde des Oftens“ in den 
Schulen getroffen hat: An einem bestimmten Tage ſoll in allen Lehr⸗ 
anjtalten die letzte Unterrichtsſtunde ausſchließlich dem Often gewidmet 
fe; Vortragsmaterial hat die Landesgruppe in einem Heftchen zu⸗ 
Jammengeſtellt. Ein lebhafter Meinungsaustauſch, an dem ſich die 
Pgg. Cries⸗Oberhauſen, Müller- Altenau, Hartlieb Coſel, 
Dr. Lüdtke und Dr. Thiele beteiligten, entwickelte ſich über die 
Sr der Patenschaften. Der Gedanke, daß Orte in Mittel- und 

eſtdeutſchland die beſondere Betreuung armer oſtdeutſcher Gemeinden 
übernehmen, — ähnlich wie es ſchon während des Krieges in großem 

Stile beim Wiederaufbau Oſtpreußens nach der Nuſſennot geſchehen 
iſt —, wurde von allen Nednern gebilligt. Es wird Aufgabe der 
Landesführer ſein, zwiſchen den Orten im Oſten, die einer ſbeſtellen 
Vetreuung bedürfen, und den Gemeinden im Weſten, die zur Über⸗ 
nahme von Patenſchaften bereit ſind, die Vermittlung zu übernehmen. 
Hinſichtlich der Prefjearbeit wurden don mehreren Seiten auf Grund 
eigener Erfahrung Anregungen gegeben. Allmonatliche Preſſekonfe⸗ 
renzen, wie ſie vom Landesführer Berlin, Dr. Thiele, veranſtaltet 
werden, haben ſich als jweckmäßig und erfolgreich erwieſen. Dadurch, 
daß geeignete Seitungen zu amilichen Publikationsorganen des BDO. 
bzw. ſeiner Untergliederungen gemacht werden, iſt es bereits vielfach, 
Jo beſonders im Bereich der Landesgruppen Oſtmark, Hannover, 
Halle - Merfeburg u. a. gelungen, in eine ſtändige und ſeſte Ver⸗ 
bindung zur Preſſe zu kommen und dieſe für eine laufende Bericht⸗ 
erſtattung über die Oſtfragen im allgemeinen und über die Arbeit 
des Bundes im beſonderen zu intereſſieren. Eine ganze Reihe von 
west-, mittel- und ſüddeutſchen Seitungen haben ſich ui Betreiben 
der Landesführer ſchon bereit erklärt, in regelmäßigen Abständen be⸗ 
jondere Oſtbeilagen, deren Redaktion den betreffenden Stellen des 
BDO. vorbehalten bleibt, ju bringen. 

Pg. Alfred Aofenberg Spricht. 

Neichsleiter Alfred Noſenberg, der ſich trotz ſeiner Arbeits 
überlaſtung in der Wahlzeit für eine Stunde freigemacht hatte, um 
an der Führertagung des BDO. teilzunehmen, wurde von den Ver⸗ 
ſammelten mit großer Freude begrüßt. Dr. Lüdtke dankte ihm 
für fein Kommen in einer kurzen Anſprache, in der er die alte Sreund- 
jchaft Alfred NRofenbergs mit dem Führer, die Verbundenheit des 
baltiſchen Menſchen mit den großen Problemen des Oſtens und die 
geiſtige Aufbauarbeit hervorhob, die Alfred Noſenberg als Führer 
des Kampfbundes für Deutjche Kultur, als Verfaffer zahlreicher wert⸗ 
voller Werke und als Hauptſchriftleiter des „Völkiſchen Beobachters“ 
für Deutſchland geleiſtet hat. 

Darauf ſprach Alfred Noſenberg über die politiſche 
Situation Deutſchlands und die organifatoriſche 
Ausgeſtaltung der Oftarbeit. Er führte dabei u. a. fol- 
gendes aus: Die Außenpolitik ſei nicht eine Angelegenheit einiger 
Diplomaten und Geheimräte; ſondern ſie greife in das Leben jedes 
einzelnen hinein. Der Nationalfozialismus habe daher in der Außen⸗ 
politik ſtets eine Angelegenheit geſehen, an der das ganze deutſche 
Volk lebendigen Anteil nehmen müſfe. Sehr früh ſchou habe ſich 
die N28 D A P. zu einer klaren und grund ſätzlichen 
Haltung gegenüber den außenpolitiſchen Srund⸗ 
problemen des deutſchen Volkes bekannt. Kreuz- 
zugspolitik oder Naumpolitik? Vor dieſe Wahl ſei Oeutſchland ge- 
stellt. Der Führer habe auf dem Weimarer Parteitag 1926 ein 
klares Bekenntnis zur deutſchen Raumpolitik ab- 
gelegt. Wenn wir Rückschau hielten auf die Vergangenheit, jo müſſe 
man jagen, daß nur die Siedlungsarbeit im Often erhalten geblieben 
Jei, daß aber das meiſte davon wieder verloren gegangen ſei, was außer- 
halb des deutschen Siedlungsraumes liege. Die Erfahrung der Ver⸗ 
gangenheit müſſe in der Gegenwart und Zukunft die deutſche Haltung 
beſtimmen. Die derzeitige Lage Deutſchlands fei ernſt. Es ſei not- 
wendig, daß jeder ſich dieſes Ernites und der Verantwortung, die 
fie jedem aufbürdet, bewußt ſei. Dann ſei es vor allem notwendig, 
daß das Volk mit fanatiſchem Willen an ſeiner Einheit feſthält und 
mit ernſteſter Entſchiedenheit alle Verſuche zurückweiſt, neue laud⸗ 
Ichaftliche und parteiliche Spaltungen zu ſchaffen. Es komme darauf 
on, die Nerven zu bewahren und nicht den zweiten Schritt 
vor den erſten tun zu wollen. Diſziplin und Opferbereit- 
Jchaft hätten die nationalſozialiſtiſche Bewegung 
zum Siege geführt; auch das Neich ſei nur durch weitere 
Diſziplin und durch weitere Opfer zu ſichern. 

Wenn Deutſchland heute einer feindlichen Welt gegenüberſtehe, Jo 
dürfe man doch überzeugt ſein, daß das nicht immer Jo bleiben wird. 
Es wachſe in der ganzen elt ein neues Geſchlecht 
en Das deutſche Volk ringe um die Löjfung von 
Problemen, um deren Pölung auch die anderen 
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Völker noch werden ringen müſſen. Das deutſche Volk 
ſei den anderen im Kampfe voraus. Das gebe uns das Recht, daran 
zu glauben, daß das deutſche Volk noch eine große Zukunft beſitzt. 

Was den BDO. anlange, fo ſei die Erteilung des Auftrags au 
Dr. Lüdtke und Dr. Thiele, die Oſtarbeit auf eine neue Grundlage 
zu ſtellen, eine der erſten Handlungen des Außenpolitiſchen Amtes 
geweſen. Die NSDAP. ſei davon überzeugt, daß auf diefem Gebiet 
endlich und gründlich Ordnung eintreten müſſe. Es ſei immer nützlich 
und zweckmäßig, wenn die amtlichen Stellen es in ſo wichtigen Fragen, 
wie es die Oſtfragen ſind, nur mit einer Stelle zu tun haben, die 
bereit ſei, ein hohes aß von Verantwortung zu 
tragen. Abſchließend gab Pg. NRojenberg ſeiner Freude darüber 
Ausdruck, daß die Arbeit des BDO. in ſtetigem Fortſchreiten iſt, 
und daß es trotz vieler Widerſtände im zunehmenden Maße gelinge, 
zu einer feſtgefügten Einheit zu gelangen und die fähigſten Kräfte 
unter einer fielbewußten Führung ju fammeln. 

Dr. Lüdtke dankte Pg. Noſenberg für feine Worte, die von 
den Teilnehmern mit ſtarkem Beifall aufgenommen wurden, und über⸗ 
reichte ihm zuſammen mit der Mitgliedskarte Nr. Idas 
Abfeichen des BDO, auf dem das Ordenskreuz und das 
Hakenkreuz, das Zeichen der deutſchen Oftbewegung und das Symbol 
der deutſchen Erneuerung miteinander vereinigt ſind. Ein dreifaches 
Siegheil auf den Neichsleiter Alfred Noſenberg brachte die Ver⸗ 
bundenheit des B00.-Führers mit ihm zum Ausdruck. 

Major a. D. Wagner gab in längeren Ausführungen ein um⸗ 
faſſendes Bild von der weltpolitiſchen Lage. Er brachte die Oſtfragen 
in Sufammenhang mit den Umwälzungen, die ſich im Sernen Often voll⸗ 
ziehen, und mit den Spannungen, die den allen en Naum durch- 
kreuzen und das Machtgebiet der Sowjets erfüllen. Er kennzeichnete 
die Ereigniſſe und Wandlungen im Nahen Oſten als Folgeerſcheinungen 
und zugleich Geſtaltungsfaktoren des weltpolitiſchen Geſchehens. r. 
Lüdtke ergänzte dieſe Ausführungen, indem er das, was ſich gegen⸗ 
wärtig in Deutjchland und, von hier ausſtrahlend, auch in anderen 
Ländern auf wirtſchaftlichem, politiſchem und geiſtigem Gebiete voll⸗ 
nieht, als die Wende vom Internationalismus zum Nationalismus, 
vom Kapitalismus zum Sozialismus charakterifierte, 

Im Anſchluß an dieſe ae Erörterungen berichteten die 
Landesführer und Sachbearbeiter über die prak- 
tiſche Arbeit der einzelnen eee und 
Amter. Zunähft ſprach der Leiter des „Gentralinſtituts für Er⸗ 
ziehung und Unterricht“, Pg. Alfred Pudel ko, über das 


Volkshochſchulweſen, 
deſſen Pflege im Often nach der Vereinbarung mit dem „Kampfbund 
für deutſche Kultur“ eine Aufgabe des BDO. geworden if. Die 
Idee der Volkshochſchule, ſo führte Pg. Pudelko aus, ift von Däne⸗ 
mark nach Deutſchland gekommen. Vor dem Kriege wurden bereits 
Verſuche unternommen, nach däniſchem Vorbild zu arbeiten. Aber 
u stärkerer Entfaltung und größerer Bedeutung iſt das Volleshoch⸗ 
ſchulweſen erſt nach dem Kriege gelangt. Von verſchiedenen Gruppen 
und unter verſchiedenen Geſichtspunkten wurde in Deutſchland fein 
Ausbau verfircht. Von ihnen iſt im weſentlichen nur eine Gruppe 
erfolgreich geweſen, und zwar die, die es ſich zum Ziel geſetzt hatte, 
Sreuzhochſchulen und Bauernhochſchulen u Schaffen. 
Zu nennen in im Often: Jablonken in Oftpreußen, Henken⸗ 
hagen in Pommern und Reichenbach in Schleſien. Die Volks- 
hochſchularbeit wird demnächſt auf eine neue Grundlage geſtellt; das 
Sejet über die Volkshochſchule ſteht ſchon zur Beratung. Dann kann 
alsbald der Aufbau erfolgen. Volkshochſchularbeit muß 
aus der Landſchaft heraus wachſen. Es gibt nur eine 
wirkliche Art von Volkshochſchule, daß nämlich Lehrer und Schüler in 
einem Haufe zuſammenwohnen und arbeiten. Es kommt bei der Volles⸗ 
hochſchularbeit nicht darauf an, daß dem Schüler möglichſt viel Wiſſen 
vermittelt wird, ſondern Darauf, daß der deutſche Menſch 
wieder eine lebendige Borſtellung von DBolks- 
tum und Heimat erhält. Man muß ſich von dem Bildungs⸗ 
wahn der vergangenen Epoche losſagen. Das Wichtigſte an der 
Volkshochſchularbeit wird immer das Heim und das erziehe⸗ 
riſche Erlebnis des kameradſchaftlichen Suſam- 
menfeins bleiben. Aufgabe des BDO. wird es fein, dafür zu 
ſorgen, daß die Volkshochſchulen des Oftens von dem Geift der durch 
den Nationalſozialismus erweckten neuen deutſchen Oftbewegung er⸗ 
füllt werden. 
Einen Bericht über die Arbeit der 
Landesgruyye Oftprenfen 

gab der Untergruppenführer Weſtpreußen, Graf Brockdorff⸗ 
Dallwitz. Die Arbeit des BDO, in Oſtpreußen befteht u. a. darin, 
Veröffentlichungen, in denen die Probleme Oſtpreußens und ſeine 
Verflochtenheit mit der Problematik der oſteuropäiſchen Staaten auf- 
gezeigt werden, vorzubereiten und weiterzuleiten, ferner darin, den 
Canfenden von Menſchen, die alljährlich aus dem „Reiche“ und dem 
Auslande nach Oftpreußen kommen, geeignete Führung zur Verfügung 
zu ſtellen. Vor allem aber kommt es darauf an, die Oſtpreußen ſelbſt 
zu bewußten Hrenzdeutſchen zu erziehen. Es muß hier nachgeholt werden, 
was ehedem verſaumt worden iſt. Man hatte früher vergeſſen, daß 
Kultur nur daun etwas ift, was halten kann und 
lebendig wirkt, wenn fie nicht von oben berein« 
gebracht wird, ſondern von unten heraus wächſt. 
ee Schulung ift_alfo notwendig, die jedem Mann auf dem 

orfe ein klares Bewußtlein von der Verantwor- 
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tung gibt, die er trägt. Daß dieſe Schulung in Ojtpreußen auf 
fruchtbaren Boden fallen wird, hat die Abſtimmungsbereitſchaft be⸗ 
wiefen, die der Oſtpreuße im Jahre 1920 gezeigt hat. 

Aber die Vorausſetzungen und Aufgaben der Arbeit des BDO. in der 

Srenzmark Poſen⸗Weſtpreußen 

Jprachen Landeshauptmann Pg. Siebing und Untergruppenführer 
der Grenzmark Schulrat Pa x. Pg. 5 tebing beſchäftigte ſich mit den 
Schwierigkeiten, die der Arbeit aus der räumlichen Serriffenheit 
des greuzmärkiſchen Verwaltungsgebietes er- 
wachſen, da dieſes ſich mit den Amtsbereichen der Politiſchen Organi- 
ſation, der S A. und anderen für die Grenzarbeit wichtigen Stellen nicht 
deckt. Sodann behandelte er die Lage, die ſich für die Grenzarbeit in 
der Provinz aus der Aktivität der polniſchen Minder 
heitsgruppen in den Kreiſen Meſeritz, Bomſt und Slatow ergibt. 
Was die Notwendigkeit der landwirtſchaftlichen Siedlung m dem 
menſchenarmen Grenzlande anlangt, hob er die Überlegenheit der primi- 
tiven Siedlungsmethode gegenüber dem koſtſpieligen Siedlungsverfahren, 
hervor, das bisher auf deutſcher Seite meiſt angewandt wurde. 

Die Ausführungen Pg. Siebings über die polniſchen Minderheits- 
Jchulen in der Grenzmark wurden von Schulrat Pax noch beſonders 
ergänzt. Die Einftellung der deutſchen Stellen zu diefen Schulen muß 
von der Minderheitenſchulverordnung als von einer nun einmal 
beſtehenden Catſache ausgehen. Saſt überall iſt ein Rückgang der 
Schülerzahl in den polniſchen Schulen feſtzuſtellen; die Klagen, mit 
denen polniſche Verbände deswegen die amtlichen deutſchen Stellen 
zu behelligen pflegen, ſind im allgemeinen völlig unbegründet. Die lir- 
achen des Rückgangs liegen im weſentlichen bei den Polen ſelbſt. 
Für die Minderheitsſchullehrer, die faſt durchweg polniſche Staats- 
angehörige ſind, iſt die Lage allmählich unbehaglich geworden; ſie 
jtehen ſich finanziell heute nicht mehr beſſer als ihre Kollegen in Polen, 
zum Teil ſogar ſchlechter als dieſe. Notwendig ift praktiſche deutſche 
Aufbauarbeit im Grenzgebiet. Hier iſt noch unendlich viel zu tun. 
gerade hier muß die Elite der deutſchen Lehrerſchaft 
eingeſetzt werden. 


Landesführer Hanns Beer München, ein Mitkämpfer des 
Führers ſeit 1919, gab ein Bild von der Arbeit der 


Landesgruppe Bayern-Pfal;. 

Daß die bayerifche Staatsregierung die einzige Regierung im ganzen 
Reiche war, die bei der Gründung des Bundes Deutſcher Often die 
herfilchnen Wickcwulce hor rufen“ ab, ooh, 0b gr eOfarr- 
elle gerade Bauern an der einheitlichen Behandlung der Oftfragen be⸗ 
ſitzt. Die früheren Berliner Regierungen haben wenig Verſtändnis für 
den Oſten gehabt, am wenigſten für den bayerilchen Oſten. Daß es 
eine Oſtaufgabe zu erfüllen gibt, die nicht bei Breslau oder Beuthen 
endet, jondern hinabreicht bis Paſſau, das ift erſt den wenigſten Men⸗ 
ſchen in Norddeutſchland zum Bewußtſein gekommen. Hier hat der 
Bund Deutſcher Oſten noch manches an Aufklärung und Werbung zu 
leiſten. Daß er bewußt und klar den Gedanken der Einheit 
der deutſchen Oſtgrenze zur Nichtſchnur ſeines Handelns ge⸗ 
macht hat, das hat ihm von Anfang an die tatkräftige Unterstützung 
der baperiſchen Regierung geſichert. Korridor, Danzig uſw., das ſind 
alles ſchwerwiegende und wichtige Fragen, aber ſie ſind nicht ſo wichtig, 
daß man darüber vergeſſen dürfte, was im tſchechiſchen Staate 
geschieht. Die Leute, die nach dem 30. Januar Deutschland verlaſſen 
haben. haben ganz richtig erkannt, von wo aus ſie ihre gegen das Neich 
gerichtete Arbeit am wirkungsvollſten einſetzen können: fie ſind nicht 
nach Warſchau gegangen, ſondern nach Prag. Wenn die Brandfackel 
über Europa entzündet wird, wird es Prag jein, das fie entzündet, 
die Hauptſtadt des zäheſten und tüchtigſten unter den flawiſchen 
Völkern. 

Pg. Beer entwarf dann ein Bild von der Not der bayeriſchen 


Oftmark, die in Oeutſchland beispiellos iſt, ein Bild von den 


Handfertigkeiten und Induſtrieerzeugniſſen, wie fie kürzlich die Aus⸗ 
ſtellung in der bayerijchen Gejandtjchaft gezeigt hat, und ſchließlich 
auch ein Bild von der Bedrängnis des Deutſchtums im Sudetenland, 
wo der Cſcheche mit unvergleichlicher Fähigkeit und Brutalität dabei iſt, 
das geſchlofſene deutſche Siedlungsgebiet zu zer- 
letzen, die deutſchen Menſchen durch Enteignung und Arbeitsloſigkeit 
jeeliſch und wirtſchaftlich zu zermürben und durch Serſchlagung ihres 
Organiſationsweſens den Oeutſchen ihre politiſche und kulturelle 
Zübrung zu nehmen. Der Bund Deutcher Often, Jo ſchloß Pg. Beer, 
dat eine zweifache Aufgabe zu erfüllen: Er hat den Oſten mit 
dem Weſten, aber auch den Nordoſten mit dem Süd ⸗ 
often in Verbindung zu bringen. „Wir im Süden arbeiten 


für Sie im Norden, arbeiten Sie im Norden für uns im Süden.“ 


Der Abteilungsleiter in der Berliner Sunkftunde und Leiter des 


Amtes für 
Oftſchrijttum 

im Bund Deutſcher Often, Dr. Herbert Böhme, erläuterte kurz 
die Aufgabe ſeines Amtes. Als erſtes kommt es darauf an, das 
Schrifttum des Ostens ſowie das Schrifttum über den Olten zu ſammeln 
und zu ſichten, um es dann Schulen, Büchereien und anderen Inftituten 
zu empfehlen. Es gilt, den oſtdeutſchen Schriftſtellera und Dichtern 
innerhalb des gejamten deutſchen Schrifttums den ihnen gebührenden 
Platz ju verſchaffen. In dieſem Sinne wird der Bund Deutſcher 
Oſten bei der Neichsſtelle zur Sörderung des deutſchen 
Schrifttums das Oſtreferat übernehmen. 

Der Bund Deutſcher Oſten iſt, wie Dr. Lüdtke ergänzend 
berichtete, unter anderem mit der Schaffung einer Anthologie 


Charakter erhält. 


oſtdeutſcher Gedichte und mit der Vorbereitung von oſt- 
deutſchen Heimatbüchern uſw. beſchäftigt. Er hat weiter die 
Aufgabe übernommen, die Schulleſebücher, die im nächſten 
oder übernächſten Jahr neu aufgelegt werden, im Sinne einer aktiven 
Einstellung zum Ojten zu bearbeiten. Desgleichen iſt er beauftragt 
worden, durch Jein Amt für Oſlſchulung die Richtlinien für die künftige 
Seftaltung des Heſchichtsunterrichts in den deutſchen Schulen 
zu bearbeiten. 

Der Geſchäftsführer der 

Landesgruppe Schleſien, 

Pg. müller Altenau, gab einen intereſſanten Bericht über die 
ſchleſiſche BDO.-Arbeit, die durch die Sweifrontenſtellung 
— nach Polen und nach der Cichechoflowakei hin — einen beſonderen 
- Pg. Müller ging unter anderem ausführlich auf 
die durch das Verbot der Oeutſchen Nationalſozialiſtiſchen Arbeiter- 
partei in der CTſnchechoſlowakei geschaffenen Lage ein; er erörterte 
die Möglichkeiten der flowakiſchen Frage und erläuterte die Span- 
nungsverhältniſſe im tſchechiſchen Völker- und Parteienſtaate, die 
durch die Emigranten aus Deutſchland noch verſchärft worden Jind. 
Wie ſtark übrigens die Notwendigkeit einer einheitlich und ftark 
geführten Oftarbeit gerade in Schlesien und beſonders in Oberſchleſien, 
wo die polniſchen und tſchechiſchen Stoßlinien am ſichtbarſten ſich 
kreuzen, empfunden wird, geht aus der Catſache hervor, daß ſchon 
zwei Cage, nachdem die ſchleſiſche Landesgruppe des BDO. ihre 
Tätigkeit aufgenommen hatte, ſich sämtliche Stellen, die ſich mit der 
Grenzlandarbeit befaſſen, ſich mit allerlei Anliegen und Aufträgen ein- 
gejtellt haben. 

Pa. Hartlieb - Coſel befaßte ſich in feinen Ausführungen vor 
allem mit der Frage der Cindeutſchung [lawiſcher und 
Jlawifierter Orts- und Flurnamen in Oſtdeutſchland. 
Dem BDO, erwächſt. hier eine bejondere Aufgabe, die in ihrer 
nationalpolitiſchen Bedeutung heute noch vielfach verkannt wiro. 


über die noch im Aufbau begriffene Arbeit der 


Landesgruppe Sachſen 
berichtete der ſtellbertretende Landesführer Pg. Leupold. Er 
ſchilderte die Notlage des induſtriereichen Grenzgebietes und hob die 
Sweckmäßigkeit eines einheitlichen Vorgehens der ſchleſiſchen, baye⸗ 
riſchen und fächſiſchen Landesgruppen in der Behandlung der. judeten- 
deutſchen Grenzfragen hervor. 

DorrHcaboesfhyrer AyurlnurvWefjaren, pg. Artes, obrhtatge 
ausführlich über die Werbearbeit des BDO. im Weſten. Hier ſei 
noch manch’ altes Vorurteil des Weſtdeutſchen gegenüber dem Osten 
und ſeinen Menſchen niederzuringen, noch ſehr viel auf dem Gebiete 
der Wiriſchaftswerbung für den Oſten zu tun und manches Verſäumnis 
der früheren Jahre auf organiſatoriſchem Gebiete nachzuholen. Im 
Anſchluß hieran beſprach Pg. Oberpoſtrat Such s die beſonderen 
Bedingungen, unter denen ſich die Auflöfung und Eingliederung der 
Gruppen des RNeichsverbandes der heimattreuen Oſt- und Weſt⸗ 
preußen in den Bund Deutſcher Often vollzieht. Es ſei klar, daß 
der Auflöſungsbeſchluß, nachdem er in der Überzeugung, daß die alten 
Formen den Anforderungen der neuen Seit nicht mehr entsprechen, 
einmal gefaßt worden ſei, auch reſtlos durchgeführt und demgemäß der 
geſamte Aitgliederbeſtand des alten Reichsverbandes in den Bund 
Deutſcher Often übergeführt werden müſſe. Alles, was in der Arbeit 
des alten Neichsverbandes wertvoll und nützlich geweſen ſei, werde 
im Rahmen des BDO. nicht nur erhalten, fondern mit Hilfe 
der größeren Stoßkraft, die der geſchloſſenen 
Organifation des BDO. innewohne, noch er- 
weitert und ausgebaut werden. 

Der ſtellv. Bundesführer Dr. Thiele führte, anknüpfend an die 
Berichte der Landesführer, u. a. aus: Das Weſentliche an der ge⸗ 
jamten Oſtarbeit iſt, daß die junge Generafion um Kampf 
gegen das Veraltete aufgerufen wird. Der National- 
ſozialismus ſteht erſt am Beginn ſeiner aufbauenden Arbeit. Es gilt, 
mit dem Kampfgeiſt der alten Bewegung die Oſtarbeit in Zen zu 
nehmen. Der Bund Deutſcher Olten iſt dazu berufen, 
auf feinem für die Gestaltung der deutſchen Su- 
kunft entſcheidenden Arbeitsgebiete die natio- 
nalfozialiſtiſche Weltanſchauung zum Durchbruch 
zu bringen. Seine ganze Arbeit muß ſtets von dem einen Ge⸗ 
danken durchdrungen ſein: Wie können wir dem, was wir als den 
Weſensgehalt der nationaljozialiſtiſchen Weltanſchauung erkannt haben 
und was der Führer uns vorlebt, auf allen Gebieten des wirtſchaſt⸗ 
lichen, kulturellen und ſonſtigen Lebens im Often zum endgültigen 
Siege verhelfen. Um hierzu zu gelangen, muß die geſamte Oftihulung 
nach einheitlichen Gesichtspunkten aufgebaut werden. angefangen von 
der Kinder gartenarbeit, die einen ganz weſentlichen Beltand- 
teil der Grenzlandarbeit darſtellt, und die im Often vielfach auf eine 
völlig neue Grundlage geftellt werden muß, über die Jugend ⸗ 
arbeit, die vom BDO., der ja keine eigene Jugendarbeit be⸗ 
treibt, im eugſten Einvernehmen mit der Hitlerfugend gefördert 
wird, bis zur Volkshochſchularbeit und Erwachſenen⸗ 
chulung auf dem Lande. Dr. Thiele erwähnte, auf verſchiedene 
ſpezielle Arbeitsgebiete des BO eingehend, u. a. die Frage der 
oſtdeutſchen Trachten, deren Erforſchung, Pflege und Neu- 
geſtaltung bereits im Suſammenwirken mit den Frauenſchaften und 
anderen Stellen in Angriff genommen worden iſt, ſowie das 
Büchereiweſen, in dem englte und erfolgreiche Sujammenarbeit 
mit dem Grenzbüchereidienſt gefichert iſt. 
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Nachdem ſich noch Po. Dr. Andres von der Sorſchungsſtelle für 
Nachkriegsgeſchichte mit dem weiten Aufgabengebiet des Bundes- 
amtes für Willenſchaft und Sorſchung befaßt hatte, 
wurde die Arbeits- und Sührertagung mit einem 

Schlußwort des Bundesführers 
geſchloſſen. Dr. Cüdtke führte u. a. folgendes aus: 

Meine Parteigenoſſen! Aus den letzten Worten haben Sie gehört, 
welche Fülle von Au] gaben wir zu erledigen haben. Das Bundesamt 
für Wiſlenſchaft und Sorſchung hat befonvers wichtige Aufgaben über“ 
nommen, die jich nicht nur in der Weiſe kennzeichnen laſſen, daß wir 
die Bebölkerung der Ojtgebiete und die Abgewanderten, die noch 
lebendige Zeugen der großen geſchichtlichen Creigniſſe ſind, dazu her- 
anziehen, ihre Trlebniſſe aufzuzeichnen, ſondern daß wir 
darüber hinaus zu einer inienfiven oſtdeutſchen Familien-, Sip= 
pen⸗ und Namenforſchung kommen wollen. Das Bundes- 
amt für Wiſſenſchaft und Sorſchung ſoll allen in Frage kommenden 
Stellen der Wiſſenfchaft die Anregungen geben, nach denen ſie zu 
verfahren haben. Die Ausgrabungen in Tibet oder die Erforſchung 
irgendeines Gipfels des Himalaja Jınd außerordentlich interejlant und 
begrüßenswert, aber uns iſt das Hemd näher als der Nock. In 
dieſer Seit des Kampfes um unſer Dajein darf 


die Wiſſenſchaft nicht mehr das mujeale, dem 
Leben fernſtehende Daſein führen, in dem fie 
lich in einem liberaliſtiſchen Seitalter geſonnt 


bat. über Veit Stoß, den deutſchen ſchaffenden Künſtler, der auch 
den Oſtraum befruchtet hat, gibt es verhältnismäßig wenig; in Polen 
finden Sie Bücher darüber, daß Veit Stoß Pole geweſen Jein 
joll. Dort können Sie auch überall Bücher über den „Polen“ 
Kopernikus finden. Dagegen entdeckte ich in einer der größten 
deutſchen Buchhandlungen nach langem Suchen endlich ein Büchlein, 
das 80 Pf. koſtete, — das war alles, was man über dieſen Großen des 
deutſchen Ojtens aufzuweiſen hatte. Das Amt für Wiſſenſchaft und 
Forschung, das in ſeinen Abteilungen von der Vorgeſchichte bis zur 
Nachkriegsgeſchichte gehen wird, hat hier einzuſetzen und Anregungen 
für die Erforſchung des Oſtens zu geben. 

Wir haben die zweite Arbeits- und Sührertagung des Bundes 
Deutſcher Oſten abgeſchloſſen. Die erſte fand ſtatt, als wir den BDO. 
Ende Mai begründeten. In dieſem ſelben Raum ſprachen wir zu⸗ 
einander und lernten uns kennen. Nun zu Beginn der Winterarbeit 
lind wir von der Bundesführung mit den Landes- und Untergruppen- 
führern zuſammengekommen, und ich möchte als das nicht unwichtigſte 
Ergebnis unserer Tagung verzeichnen, daß wir uns perſönlich kennen- 
gelernt haben, daß wir wiſſen, wer in dieſem Kampf um Deutſchlauds 
Sukunft und um die Zukunft des deutschen Oſtens unjere Mitarbeiter 
und Mitkämpfer ſind. Das Bündnis, das in diejen 
Tagen jwiſchen uns als Menſchen, die für Deutſch⸗ 
land und Deutſchlands Often zuſammenſtehen und 
kämpfen wollen, geſchloſſen iſt, ſoll im Sinne 
unjeres Nationaljozialismus ein ündnis der 
Kameradſchaft und der Freundſchaft ſein. Wir fallen 
das Wort Führer und Gefolgſchaft nicht in jenem liberaliſtiſchen Sinne 
auf, daß der Führer vom grünen CTiſch her irgendwelche Anordnungen 
erläßt, die ſich im praktiſchen Leben nicht verwirklichen laſſen; ſondern 
wir bilden eine einzige Kameraderie, die zuſammenſteht, der eine als 
Führer, die anderen als Gefolgſchaft, aber wir find bis zum Letzten 
durchdrungen von dem Wiſſen um unjer Ziel und um unſere Arbeit. 

Eins ſteht ſeit Beginn unſerer Arbeit feſt: das ijt der große 
deutſche Oſtraum, in welchem die deutſche Geſchichte 
und das deutſche Volk überhaupt erſt geworden ſind. 
Das deutſche Volk, das eingeengt war zwiſchen Nhein und Elbe, 
damals wahrhaftig ein Volk ohne Naum, ſtieß aus diefer erwürgenden 
Enge nach Südosten, Oſten und Nordoſten vor, in alten germanischen 
Volksboden, den es wieder eindeutſchte. So entſtand das Schick 
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ſalsland indem wir uns als Volk vollendet haben. 
Die junge Generation der Jahrhunderte ift es geweſen, die wagemutig 
ins Oſtland zog und dieſes Land den germaniſchen Alenſchen und der 
nordiſchen Seele zurücckgewann. Aus einer Totalität her⸗ 
aus iſt der Oſten erwachſen. Im Oſten fand ſich das ganze 
deutſche Volk, Kranken, Sachſen, Alemannen, Flamen, Bayern, 
Thüringer, Niederſachſen, zuſammen zur 
Totalität des deutſchen Volkes. 

Das deutſche Volk in ſeiner Totalität erwuchs in dem großen Naum 
jeiner öſtlichen Koloniſation. Dieſer Oſtraum, der nun wieder zer- 


trümmert und zerſchlagen wurde, iſt uns Lebensaufgabe ge- 


worden. Wir werden alles das, was den deulſchen Menſchen des 
Ostens bodenständig macht und was im deutſchen Menſchen eine Oft- 
bereitſchaft, ein Oſtgewiſſen zu ſchaffen imſtande iſt, zuſammenfaſſen, 
zuſammenballen und aus ihm Aufbaukräfte für die Zukunft ſchaffen. 
Wir werden auch in der Erkenntnis der Oſtfragen vorankommen. 
Die Anſprachen der Landes- und Untergruppenführer haben eine Fülle 
von Problemen aufgerollt, und Sie haben gesehen, daß es in Majuren, 
Oberſchleſien, Bayern, Nheinland-Weſtfalen, in der Grenzmark Poſeu⸗ 
Weſtpreußen, in Pommern und Oſtpreußen jeweils anders ausjieht, 
während das Grundproblem doch immer wieder das gleiche iſt. Als 
im Sommer dieſes Jahres eine Preſſefahrt weſtèdeutſcher 
Journaliſten vom Rhein, der Ruhr und der Saar nach Ostpreußen 
ſtattfand, haben uns dort die Freunde, die jetzt unter uns weilen 
(Graf Brockdorff, Dr. Fuchs-Allenſtein), geführt und diefe Probleme 
geklärt. Man kann von Kurzebrack eben nicht ſprechen, wenn man 
diefen „einzigen Zugang“ Oſtpreußens nicht ſelbſt erlebt hat. Man 
kann von der Bayerijchen Oſtmark nicht reden, wenn man ſie nicht 
durchwandert hat. Man kann von Majuren und Oſtpreußen, von 
Ober- oder Niederſchleſien nicht wirklich Zeugnis ablegen, wenn man 
ſie nicht in ſich aufgenommen hat. Daher beabſichtigen wir zweierlei. 
Erſtens ſollen die Landesgruppen ihre Führer als Redner untereinander 
austauſchen. Der Landesführer von Bayern mag in Ostpreußen. der 
Landesführer von Oſtpreußen in Bayern ſprechen, der Landesführer 
vom Rhein mag in die Oſtmark gehen, der von der Oſtmark zum 
Rhein. So wird ein Austaufch entſtehen, der auch das Gefühl der 
Kameradſchaft und der inneren Verbundenheit erſtarken läßt. Sodann 
wollen wir künftig ſowohl jür die Führer des BDO. im Lande 
als auch für die Bundesführung und die Preſſe der verſchiedenſten 
Sebiete Grenzfahrten veranſtalten. Alle unfere Landesführer müſſen 
155 Grenzbezirke von Cilſit bis Paſſau aus eigener Anſchauung kennen— 
ernen. 

Wir 

tf. 


find in dieſen Tagen zuſammengekommen in einem neuen 
Deutſchland. 


Seit unſerer erſten Führertagung hat ſich Deutſchland 
innerlich gefeſtigt. Ihm gegenüber ſind Kräfte am Werk, die dies 
werdende Oeutſchland zerjtören wollen. Wir ſtehen da ohne Furcht. 
Das Hakenkreuz, das über uns flattert und das in der Mitte 
unſeres Wappens in dem Ordens kreuz ſteht, iſt das Kreuz des 
aufſteigenden Lebens. Gerade wir oſtdeutſchen Menſchen haben dieſes 
auffteigende Pebensjymbol gewählt, um zu zeigen, daß wir an die 
Worte des Horſt-Weſſel-Liedes glauben, die wir in ſchweren Kampf- 
zeiten jo oft geſungen haben: 
„Der Tag für Freiheit und für Brot bricht an!“ 

Wir danken dem Sührer, der Deutſchland aufgerufen hat. Wir grüßen 
ihn, wie immer, Jo auch in dieſer Stunde mit der heißeſten Liebe. Wir 
wisfen, daß Deutschland ohne Adolf Hitler nichts fein würde. Wir 
geloben, daß, wenn eine bittere Stunde kommt, wir treu bis zum 
Allerletzten ſtehen und, wenn es ſein muß, fallen werden, und daß 
nicht ein einziger aus dieſem Führerkreis abtrünnig und untreu wird. 
Wir geben uns in unferem Gewiſſen das Gelöbnis, daß wir alle eher 
fallen, als daß wir von dem Deutſchland des Nationalſozialismus 


laſſeu. 
Unser Führer Siegheil! 


Gſtland⸗Woche. 


Sean Deller — Völkerbundskommiſſar. 


über drei Wochen hat der Völkerbund gebraucht, bis er es fertig⸗ 
brachte, einen neuen Mann für den Poſten eines Hohen Kommiſſars 
der Freien Stadt Danzig zu ernennen. Der bisherige Kommiſſar, der 
Däne Helmer Noſting, der inzwiſchen zum Direktor der Minderheiten— 
abteilung des Völkerbundes ernannt worden iſt, wird das Danziger 
Kommiſſariat noch bis zum 15. Januar nächſten Jahres verwalten. 
Dann wird an feine Stelle der Ire Sean Leſter treten. Polen 
hatte ſich der Kandidatur eines Iren hartnäckig widerſetzt, man jagt, 
weil Pilfudfki Irland für eine Art engliſche Provinz hielt und unter 
keinen Umſtänden zugeben wollte, daß ein Engländer als Kommiſſar 
nach Danzig kommt. Daß Polen plötzlich und wider Erwarten feinen 
Widerſtand gegen Leſter aufgab, Joll darauf zurückzuführen ſein, daß 
Pilſudſki über jeinen Irrtum hinſichtlich der ſtaats- und völkerrecht 
lichen Stellung Irlands aufgeklärt worden iſt. Es iſt allerdings auch 
möglich, daß Polen es für beſſer gehalten hat, die ohnehin recht 
ſchwache Poſition des Völkerbundes durch ſeinen Widerſtand nicht 
noch weiter zu untergraben, da das völlige Verſagen der Genfer 
Inſtitution in der Danziger Srage ja ſchließlich nur dazu beigetragen 
hätte, der Weltöffentlichkeit den Austritt Deutschlands begreiflich zu 
machen. Daran hat mau in Warſchau wohl wenig Intere je, obwohl 


es ſich denken läßt, daß man dort eine weitere Dauer des vertrags- 
loſen Zustandes in bezug auf Danzig nicht ungern geſehen hätte. So 
konnte die Wahl Leſters ſchließlich mit der erforderlichen Einſtimmig⸗ 
keit erfolgen. Auch inſofern ift eine Entjpannung eingetreten, als 
der engliſche Außenminister das Amt des Berichterſtatters über die 
Danziger Fragen im Völkerbundsrat, das er — durch den Wider- 
tand Polens verärgert — niedergelegt hatte, wieder übernommen 
bat. Sean Leſter, 1889 geboren, trat im Jahre 1909 der Sinnfeiner 
Bewegung bei, betätigte ſich bis zur Selbſtändigkeitserklärung Irlauds 
im Jahre 1922 als Journalist, gehörte dann dem irischen Außen- 
miniſterium an und wurde 1929 ſtändiger Vertreter Irlands beim 
Völkerbund. Wiederholt trat er als Beauftragter des Völkerbundes 
in den Jüdamerikanijchen Wirren auf; zuletzt hatte er im Nate die 
Berichterſtattung über die Minderheitenfrage. 


Das deutſch⸗polniſche Vorabkommen verlängerf. 


Das deutſch-polniſche Vorabkommen vom 11. Oktober über die 
zollpolitiſche Waffenruhe während der Durchführung der allgemeinen 
Wirtſchaftsverhandlungen iſt bis Mitte November ver- 
längert worden. Die Verläugerung des Vorabkommens deutet 
darauf hin, daß die deutſch-polniſchen Verhandlungen in Warlchau 
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lich nicht ganz ohne Schwierigkeiten geſtaltet haben. Die neue Ver— 
einbarung zeigt aber, daß der Wunſch zu einem vertragsmäßigen 
Ausgleich der Intereſſen auf beiden Seiten fortbeſteht. Bekanntlich 
enthält das Vorabkommen einen polnischen Verzicht auf Anwendung 
der Sätze des neuen polnischen Obertarifs auf deutſche Waren, der 
für diejenigen Länder gilt, mit denen Polen in keinen handelsverkrag— 
lichen Beziehungen ſteht. Deutſchland gibt hierfür die Zuficherung, 
daß es jeinerſeits auf Sondermaßnahmen gegen die polnische Einfuhr 
nach Deutſchland verzichtet. 


Senkung der Danziger Hafengebühren. 


Der Danziger Hafenausſchuß hat am 30. Oktober 1933 einjtimmig 
folgenden Veſchluß gefaßt: „Der Ausſchuß hat, in Ausführung 
der Vereinbarung zwiſchen der Polniſchen Regie- 
rung und dem Senat der Freien Stadt Danzig vom 
18. September d. J., in der heutigen Situng eine weitgehende 
Herabjetung ſeiner Hafenabgaben ſowie anderen 
Gebühren des Danziger Hafentarifs durchgeführt. Im 
öntereſſe der polniſchen wie der Danziger Wirtſchaft hat der Hafen⸗ 
ausſchuß auf jolche Weiſe bedeutende finanzielle Opfer auf ſich ge= 
nommen, die nur teilweiſe durch weitgehende Erjpar- 
niſſe in feinen Ausgaben gedeckt werden können. Die 
Umſchlagskoſten im Hafen von Danzig hängen jedoch ab nicht nur von 
den Abgaben und Gebühren, die vom Hafenausſchuß erhoben werden, 
Jondern im großen Maße find fie bedingt durch die Höhe der 
Roften der verſchiedenen Leitungen. die mit dem 
Umſchlag verbunden ſind und auf die der Hafenausſchuß 
keinen Einfluß hat. Der Hafenausſchuß beschließt daher, einerjeits den 
Senat der Freien Stadt Danzig und die Polniſche Regierung, anderer- 
leits die zuſtändigen wirtſchoftlichen Verbände Polens und Danzigs, 
ſowie alle intereſſierten Handelskreiſe aufmerkſam zu machen auf die 
Notwendigkeit, ſoweit es in ihrer Möglichkeit und Suſtändigkeit liegt, 
alle entsprechenden Maßnahmen zu ergreifen, um eine weitere Au⸗ 
paſſung der Umſchlagskoſten im Danziger Hafen an die wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſe des Hinterlandes zu erreichen, ſowie um die Konkurrenz- 
fähigkeit dieſes Hafens gegenüber anderen Häfen zu heben.“ . 

Nach einem Bericht des WTB. beträgt die Senkung bei 
den von den Schiffen erhobenen Gebühren 40 —50 
vom Hundert, bei den auf der Ladung liegenden 
Gebühren etwa 30 v. H. Dadurch wäre eine Angleichung 
an das Unkoftenniveau des Hafens von Gdingen 
nun mehrerreicht. 


Deutſchlaud verläßt den Internationalen Gerichtshof. 


Die Reichsregierung hat dem Ständigen Internationa⸗ 
len Gerichtshof im Haag im Zufammenhang mit dem Austritt 
Deutſchlands aus dem Völkerbund mitteilen laſſen, daß ſie nicht be⸗ 
abſichtige, die von ihr bei dem Gerichtshof auhängig gemachten Klage- 
ſachen weiter zu verfolgen. Es handelt ſich dabei um die beiden be- 
kannten von Deutschland als Natsmacht gegen Polen eingereichten 
Klagen wegen der Anwendung der polniſchen Agrarreform 
auf die deutſche Minderheit und wegen der Fürſtlich-Pleß'⸗ 
chen Verwaltung. Der Haager Gerichtshof, der auf Grund der 
Völkerbundſatzung errichtet worden iſt, wird an ſich durch den Austritt 
Deutſchlands aus dem Völkerbunde nicht mitbetroffen, da ſeine Su- 
ſtändigkeit in beſonderen Verträgen feſtgelegt it. Die in Node 
jtehenden Klagen ſind jedoch von Deutfchland in ſeiner Eigenjchaft als 
Ratsmacht eingebracht worden, die zur Einbringung von Klagen 
wegen Verletzung der Minderheitenſchutzverträge aktiv legitimiert war. 
Nachdem Deutſchland ſeinen Austritt aus dem Völkerbunde angezeigt 
und auf die weitere Teilnahme am Völkerbundsrate praktijch ver- 
gichtet hat, könnte — obwohl der Austritt erſt in zwei Jahren recht- 
liche Wirkung erhält — die Aktivlegitimation vom Prozeßgegner be- 
jtritten werden. Es ijt daher durchaus folgerichtig, wenn die Neichs⸗ 
regierung einen derartigen formellen Einwand nicht erſt abgewartet, 
Jondern durch das Sallenlaſſen dieſer Klagen von ſich aus den voll- 
zogenen Austritt aus dem Völkerbunde nochmals wirkungsvoll be- 
kräftigt. 

Deulſcher Wahlſieg in Oftoberjchlefien. 
ee men 


den Neuwahlen für die Kirchenkörperſchaften der evangelifchen 
u 11 1 am 22. Oktober haben die Polen eine 
außerordentliche Niederlage erlitten. Bon den abg egebenen 
7826 Stimmen entfielen auf die deutſche Liſte 7321. 
Die Polen, die vor den Wahlen dem Kirchenrat ein gänzlich 
polniſches Geſicht geben wollten, erhielten für ihre Liſte nur 455 Stim- 
men, womit fie im Semeindekirchenrat überhaupt nicht 
in Erſcheinung treten. Für die Wahl der Gemeindevertretung 
wurden 3) 243 Stimmen abgegeben. Hiervon kommen auf den deut- 
ſchen Wahlvorschlag 29 360 Stimmen, während die polniſche Liſte nur 
883 Stimmen erhielt. Damit ſind die Polen in der Ge- 
meinde vertretung nur mit einem Sitz vertreten. 
Die Deutſchen erhalten 10 Sitze. . 
Auch in Königshütte wurden die kirchlichen Körper- 
schaften neu gewählt. Auf den deutſchen Wahlvorſchlag entfielen ſämt⸗ 
liche verfügbaren Sitze. Die für die polniſche Vilte abgegebenen 
Stimmen reichen nicht einmal Fir ein Mandat aus. 
In Nubnik war überhaupt nur ein deutſcher Wahlvorſchlag ein 
gebracht worden, Jo daß die Kirchenvertretung und der Kirchenrat dort 
zu Jod v. H. aus deutſchen Mitgliedern bestehen. 
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Polniſcher Pöbel beſchimpft die deutſche Flagge. 


Polniſcher Pöbel hat in Bromberg die deutsche Slagge beschimpft 
und dadurch die internationalen Schiffahrtsbeſtimmungen ſchwer verletzt. 
Der aus Danzig kommende deutſche Flußdampfer „Hellmuth“ fuhr mit 
drei Schleppkähnen in der Richtung nach der Oder durch Bromberg 
und mußte an der Stadtbrücke eines Verkehrshinderniſſes wegen 
halten. Vorübergehende erhoben Proteſt dagegen, daß der Dampfer 
die ſchwarz-weiß⸗rote Slagge führte. In wenigen Augenblicken hatte 
ſich eine große Menschenmenge augeſammelt. Drohungen wurden laut, 
die Flagge berunterzureißen, falls ſie nicht eingezogen würde. Die 
Schiffsmannſchaft Jah ſich veranlaßt, die Slagge einzuziehen. Die 
Menſchenmenge begleitete den Dampfer auf jeiner Weiterfahrt. Als 
der Dampfer den Stadtrand erreicht hatte, wurde die Flagge von 
neuem gehißt. Alsbald ſetzte ein Steinhagel ein, der die Bordwände 
des Dampfers beſchädigte und viele Scheiben zertrümmerte. Ein Teil 
der an der Brücke verſammelten Menge hatte allerdings vor Aus- 
ſchreitungen gewarnt, und auf die internationalen Slußſchiffahrts⸗ 
beftimmungen hingewieſen. Die wenigen Vernünftigen fanden jedoch 
kein Gehör. Die Bromberger polniſche Preſſe, die über dieſen Vorfall 
kurz berichtet, nennt die Catſache, daß der deutſche §lußdampfer den 
internationalen Schiffahrtsbräuchen entjprechend die Landesflagge trug, 
eine „freche Provokation der Deutſchen“ und fügt hinzu, daß Polen 
derartige Herausforderungen niemals dulden dürfe. (11) 


Das Lemberger Attental. 


Benn irgendwo einmal in Oſtgalizien eine Piſtole losging — und 
das war dort in den letzten Jahren nicht ſelten der Fal —, dann 
hieß es immer: Die Deutſchen find ſchuld; die Deutschen ſind es, die die 
illegalen Organijationen der Ukrainer Oſtpolens, insbejondere die 
ebenſo aktive wie legendäre „Ukrainiſche Militärorganiſation“ mit 
Geld und Waffen und Propagandamitteln verſorgen ... Es iſt 
zwar noch niemals ein Beweis für eine derariige Behauptung bei= 
gebracht worden. Aber das müßte doch ein merkwürdiger Pole ſein, 
dem etwa Sweifel und Bedenken aufkämen, wenn die Zeitungen 
schreiben: Die Deutschen find ſchuld. Dieſe Behauptung enthebt die 
polniſche Preſſe der Mühe, ſich über die Lage in Oftgalizien, wie jie 
wirklich iſt, Gedanken zu machen. Mit dieſer Behauptung laſſen fich 
am bequemſten die wahren Urſachen jener Akte verzweifelter Not- 
wehr vertujchen, zu denen ſich immer wieder ihr Volk liebende junge 
Ukrainer hinreißen laſſen. Hamit läßt ſich vielleicht auch das Aus- 
land am leichteſten davon abhalten, ſich für die Lage der Ukrainer 
im polnischen Staate genauer zu intereſſieren. Auch jetzt wurde in der 
polniſchen Preſſe wieder die alte und für die Armen im Geiſte doch 
jtets wieder neue Legende von der Schuld der Deutſchen verbreitet: 
Ein 18jähriger Ukrainer hat den Sekretär des ſowjetruſliſchen Kouſu- 
lates in Lemberg erſchoſſen. Der „Dien Pomorjki“ vom 
25. Oktober behauptet, über das Ergebnis der gerichtsmediziniſchen 
Unterſuchung folgendes erfahren zu haben: „Die Kugeln, die den 
Tod Majlows verurſacht haben, ſtammen aus einem Revolver des 
Syjtems „Orgeſch. Bekanntlich ſind Revolver dieſes Cyps 
ausſchließlich in der Neichswehr im Gebraud und im 
Handel nicht zu haben. Es würde dies unzweideutig auf die mor a- 
liſchen Mordtäter hinweiſen. Im Suſammenhang mit dem 
Mord iſt auch folgende Tatjache von Intereſſe: Die deutſchen Sonn- 
tagszeitungen brachten genaue Berichte über den Mordanſchlag in 
Lemberg, wobei auch der Name des Täters genannt wurde. Hier it 
feſtzuſtellen, daß weder am Sonnabend, noch am Sonntag niemand in 
ganz Polen außer einigen amtlichen Perſonen den Namen des Cäters 
kannte. Logiſcherweiſe erhebt ſich alſo wiederum die Vermutung, 
daß die deutſchen Zeitungen die Berichte über den Anſchlag aus ſehr 
guter Quelle haben, die ausgezeichnet informiert iſt und alſo viel- 
leicht ...“ Mit dieſem vielſagenden „Vielleicht“ ſchließt der „Dien 
Pomorſki“ jeinen „Bericht“ über das Ergebnis der Unterjuchung. 
Das Blatt erhebt alſo gegen die deutſche Reichswehr den Vorwurf 
der Anftiftung und Beihilfe zum Mordl Aber in Moskau fällt man 
auf dieſes Ablenkungsmandver nicht herein. In der Moskauer 
„Isweſtija“ wird in einem in ſcharfem Ton gehaltenen Artikel „die 
Coleranz gewiſſer polniſcher Behörden“ gegenüber der „antiſowjetiſti⸗ 
ſchen Kampagne, die in einem Teile Polens mit außergewöhnlicher 
Erbitterung geführt wird“, für das Lemberger Attentat verantwortlich 
gemacht. Diefe Parſtellung kommt der Wirklichkeit ganz erheblich 
näher, als die von der polniſchen Preſſe verbreitete Legende von 
der deutschen Urheberſchaft. Als ſicher kann jedenfalls gelten, daß 
der Attentäter die Abſicht hatte, die furchtbare Not, in der ſeine 
Volksgenoſſen in der Sowjetukraine leben, an einem Vertreter des 
Moskauer Regimes zu rächen. Und es iſt trotz der betont freund⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen zwiſchen Warschau und Moskau doch immer 
noch ſo, daß das amtliche Polen daran intereſſiert iſt, daß unter den 
Ukrainern ſeines Staates Abneigung und Feindschaft gegen die 
Sowjets beſtehen. 
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Das deutſche volk will den Frieden 


aber einen Frieden der Ehre 
und der Gleichberechtigung! 


Die Bevölkerung Oſtpreußens Joll in verhältnismäßig kurzer Seit 
um 1% auillion vermehrt werden. eit oieſer programmatiſchen 
Erklärung iſt oer Crich Koch- Plan auf ſeine knappſte und 
deutlichſte Formel gebracht. Zugleich wird mic diefer das Siel fen 
jetzenden Formulierung der Plan dem Bereich theoretiſcher Krörte- 
rungen entzogen und auf die Ebene wireſchaftlichen und politiſchen 
Wollens gestellt. Wenn das Ziel erreicht werven ſoll, dann kann 
es nicht auf dem Wege bloß landwirtſchaftlicher 
Sıedlung geſchehen. Venn der Vorrat an Siedlungsland in Ojt- 
preußen reicht, Jelojt wenn an die reſtloſe Aufteilung Jämtlicher Groß- 
güter gedacht wird, nicht im entfern.ejien aus, um der enſchenzahl 
Arbeit und Brot zu verſchaffen, um die nach dem Erich Koch-Plan 
die Bevölkerung Oſtpreußens vermehrt werden ſoll: Durch eine 
Parzellierung des geyamten landwirtſchaftlichen Beſitzes über 100 Hek. ar 
wären in Oſtpreußen insgeſamt nur noch etwa 50000 Lceuſiedlerſtellen 
zu Jchaffen. Vemgemaß liegt das Schwergewicht der nach 
dem Plan des oſtpreußiſchen Oberpräfidenten zu 
leiftenden Arbeit auf induſtriellem Gebiet. Alan 
muß zugeben, daß das, was bisher in dieſer Hinſicht in Ostpreußen 
verfucht und getan woroen iſt, nicht eben ermu.igend wirst. Vie 
mancherlei Anſatze, die 3. B. auf dem Gebiete der Kartoffelflocken⸗ 
berjiellung und der Holzverarbeitung, der Cextil- und Landmafchinen⸗ 
induftrie uſw. zu verzeichnen ind, ſind mehr oder weniger im Sande 
verlaufen. Was an unsujtrie in Oſtpreußen vorhanden ift, iſt in den 
letzten Kriſenjahren auf ein bedenkliches Zıiak juſammengeſchmolzen. 
Dieſer Schrumpfungsprozeß hat ſowohl die ſtädtiſche Großinouſtrie in 
Königsberg und CLloing, wie auch die Qiiittel- und Kleininduſtrie des 
flachen Landes erfaßt. Schuld daran iſt nicht nur die politifche 
Neugeſtaltung des europäiſchen Oſtens, die durch die 
verkehrspoliciſche Abſperrung der Provinz vom litauiſch - polnischen 
Hinterlande z. B. den Niedergang der oſtpreußiſchen Holzinduflrie 
verurlacht hat. Schuld daran ijt ebenſoſehr die 1 
taliſtiſche Wir eſchafts führung, die eine wirtſchaftliche 
Betäligung im politiſch gefährdeten Often des Reiches erſchwert oder 
gar ſchlecheweg abgelehnt hat, weil ihr eine Kapitalanlage dort mit 
einem zu großen Niſiko verbunden erſchien, und die eine Handelspolitik 
betrieben hal, deren Tendenz durchaus von den Intereſſen des 
induftrieftarken Weſtens diktiert war. Dieſen Gründen materieller 
Art kam die geradezu zu einem Dogma erſtarrte Meinung zu Hilfe, 
daß der Oſten von Natur dazu beftimmt ſei, ein Agrarland zu fein 
und zu bleiben, während andererſeits die Imduftrie eine Wirtfchafts- 
form jei, die nur im Weſten und in den Großſtädten zu gedeihen 
vermöge, daß allo eine agrarifch-indujtrielle Arbeitsteilung zwiſchen 
Often und Weſten das unabänderlich Gegebene ſei. 

Der önduſtrialiſierungsplan geht von folgenden Überlegungen aus: 
Oftpreußen iſt heute gezwungen, einerſeits ſeinen nichtagrariſchen Be⸗ 
darf jum weit überwiegenden Teil „aus dem Reich“ zu beziehen, 
und andererſeits für den Überſchuß ſeiner landwirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktion, der zur Ernährung von etwa 3 Millionen Menſchen aus- 
reicht, weit entlegene Märkte aufzuſuchen, auf denen es gegen andere, 
günjtiger gelegene Landwirtſchaftsgebiete nur mit Mühe aufkommen 
kann. So ift Oftpreußen Jomobl als Verbraucher wie 
als Produzent durch lange Cransportwege vorbe⸗ 
laftet, ein Zustand, der ſeine Wirtſchaftsentwicklung ganz erheblich 
erſchwert. Es kommt darauf an, den oſtpreußiſchen Bin- 
nenmarkt zu ſtär ken, alfo der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft 
einen möglichſt aufnahmefähigen heimiſchen Abſatzmarkt zu ver⸗ 
schaffen. Das kann durch den Aufbau von Induſtrien geſchehen, die 
ihrerſeits wiederum in der landwirtſchafllichen Bevölkerung der Pro- 
vin; einen ſicheren und ſtandortsnahen Grundstock von Abnehmern 
befigen. Die ne Deutſchlands hat ſich während der 
vergangenen liberaliſtiſchen Epoche in Formen vollzogen und Erfolge 
gezeitigt, die ſich für den einzelnen als ſchädlich und für das Volk 
als verhängnisvoll herausgeſtellt haben. Wenn jetzt von einer In⸗ 
duftrialifierung Oſtpreußens die Rede ift, dann iſt dabei natürlich 
nicht an eine neue Suſammenballung entwurzelter Menſchenmaſſen 
in großſtädliſchen Mietskafernen gedacht. Sondern es ſoll räumlich 
innerhalb Oſtpreußens ein geſundes Miſchungsverhält⸗ 
nis von Induſtrie und ee hergeſtellt werden. 
Nicht in der Großftadt Königsberg ſollen neue induſtrielle 
Gro ß betriebe, ſondern in den kleinen Orten der Provinz und 
auf dem flachen Lande follen mittlere und kleinere In- 
duſtriebetriebe entſtehen. Die Induſtrie ſoll ſich über das ganze Land 
möglichſt gleichmäßig verteilen. Debei follen beſtimmte Induſtrien in 
beitimmten Gegenden, die in bezug auf Verkehrslage, Nohſtoff⸗ 
lieferung, Abſatzoerhältniſſe uſw. für fie bejonders geeignet Jind, an- 
geſetzt werden. So werden in den viehreichen Niederungssebieten die 
Nahrungsmittelinduſtrien, in den waldreichen Gebieten die holper⸗ 
arbeitenden Betriebe und in dem Gebiet hinter dem Heilsberger Drei- 
eck und um Elbing die eiſenverarbeitende und Maſchineninduſtrie ihren 
bevorzugten Standort erhalten. Unter allen Umſtänden ſoll verhindert 
werden, daß neue Induſtrieballungen, wie ſie die letzten Menſchenalter 
hervorgebracht haben entſtehen. Als Grundſatz ſoll daher gelten. daß 
der Staat die Standorte beſtimmt. Das ſetzt natürlich 
voraus, daß, der Staat auch dafür Jorgt, daß das Schienen-, Land⸗ 
und Waſſorſtraßennetz in entſprechender Weiſe ausgebaut wird. Die 
Induſtrialiſierung ſoll nicht wieder die Menſchen der Scholle ent⸗ 
fremden, jondern im Gegenteil gerade ein Mittel dazu ſein, auch 
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Der Erich Koch-Plan. 
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diejenigen, für die kein Platz mehr in der Land- 
wirtſchaft ift, auf dem Lande zu halten; darüber hin⸗ 
aus ſollen noch andere aus den Yuietskafernen der Großſtadee wieder 
heraus aufs Land gebracht werden. Sie ſollen dort Onvuftriearbei.er 
bleiben, aber dazu ein Stück Land erhalten, das zwar klein genug iſt, 
um von ihnen ſelbſt und ihren Familienmitgliedern bearbeitet werden 
zu können, aber auch groß genug, um ihnen für den Notfall einen 
hinreichenden Ernährungsrückhalt geben und in ihnen das Bewußtſein 
wecken zu können, auf eigenem Boden zu ſtehen und eine Heimat 
zu beſitzen. 

Ostpreußen hat von 1871 bis 1030 rund 909 odo Menſchen durch 
Abwanderung in andere Reichsieile und ins Ausland verloren. Dieſer 
Zug nach dem Weſten iſt, nachdem die Induſtrie „im Reiche“ keine zu- 
ſattlichen Arbeitskräfte mehr aufnehmen kann, ins Stocken geraten; 
und Jeit 1931 hat Ostpreußen wieder einen Einwanderungsgewinn zu 
verzeichnen. Dieſe Umkehr nach Oſten, die ſich hier unter dem 
Druck der Wirtſchaftsnot zu vollziehen beginnt, ſoll durch die In- 
duſtrialiſierung Oſtpreußens verſtärkt und ſuſtematiſch ausgebaut werden. 
Inoduſtrieunternehmungen in Aiittel- und Weſtdeu.ſchland ſollen ver- 
anlaßt werden, Silialbetriebe in Oftpreußen ju grün- 
den und damit zugleich Ceile ihrer Belegſchaften 
in dieſe Provinz zu verpflanzen. Es werden Maß⸗ 
nahmen getroffen werden, die zugkräftig genug ſind, um die alten 
Bedenken der Unternehmerſchaft zu zerſtreuen, daß ſich eine induftrielle 
Betätigung in Ostpreußen nicht lohnt. Vor allem ijt hier an ein Bor- 
lieferungsrecht der oſlpreußiſchen Induſtriebetriebe in der Weiſe 
gedacht, daß Jämtliche Behörden durch Geſetz verpflichtet werden, ihren 
Bedarf den oſtpreußiſchen Wirtſchaftskammern zu melden, die ihrer- 
Jeits dann zu prüfen haben, ob dieſer angemeldete Bedarf durch oſt⸗ 
preußiſche Betriebe gedeckt werden kann. Gedacht iſt ferner daran, 
der in Oſtpreußen anſäſſigen Induſtrie durch Steuererleich⸗ 
terungen, Kreditvergünſtigungen uſw. einen gewiſſen 
Koſtenvorſprung gegenüber der Konkurrenz „im Reiche“ zu ſichern. 

Während noch die oftpreußifchen Wirtſchaftskammern gemeinſam 
mit dem Königsberger Meſſeamt, dem Injtitut für oſtdeutſche Wirt- 
ſchaft in Königsberg und anderen Stellen mit der Einzelausarbeitung 
des Erich Koch-Planes bejchäfiigt ſind, werden ſchon die erſten 
praktiſchen Maßnahmen auf Grund diejes Planes 
in Angriff genommen. In Marienburg iſt eine Milchkonſervenfabrik 
im Entfteben, deren 60 Arbeitern: Wirtſchaftsheimſtätten mit je zwei 
Morgen Land zugeteilt werden; in Elbing wird als erftes neues Un.er= 
nehmen eine Fabrik für elektrotechniſches Porzellan als Silialbetrieb 
einer thüringiſchen §irma, die von dort aus den engliſchen Markt 
beliefert, eröffnet; mit einer Neihe weiterer Firmen ſind ebenfalls 
bereits erfolgverjprechende Verhandlungen im Gange. Su gleicher 
Geit find in allen Teilen Oſtpreußens viele Cauſende von Arbeitern 
mit der Ausbeſſerung und Erweiterung des Straßennetzes beſchäftigt. 
Der Weiterbau des Maſuriſchen Kanals, der die ſüdlichen Teile der 
Provinz mit dem Königsberger Seehafen verbindet, iſt in greifbare 
Nähe gerückt. Die eee iſt im Ausbau begriffen, 
um den zu erwartenden geſteigerten Anforderungen genügen zu können, 
In Infterburg, Pillkallen, Darkehmen und Treuburg, in Stallupönen, 
Sensburg, Soldap und Gumbinnen werden neue Krankenhäuſer er⸗ 
richtet bzw. beſtehende Häufer erweitert. Überall regt ſich in Oft- 
preußen neues Leben und Schaffen. 

Oſtpreußen hat bei der Beſeitigung der Arbeitslojigkeit bewieſen, 
55 es jeine Wirtſchaft aus einer neueren inneren Haltung heraus 
aufzubauen verſteht. Es hat auf ein Gebiet, auf dem 
bisher der individualiſtiſche 1110 des Liberalis⸗ 
mus geherrſcht hat, die ſoldatiſche Dijziplin des 
Preußentums übertragen. Es hat ſich mit dieſer Leiſtung 
die Achtung auch derjenigen Kreiſe im Reich erworben, die bisher 
glaubten, auf dieſe „rückſtändige“ Provinz mit dem Hochmut des 
„kultivierteren“ Weſtens herabblicken zu dürfen. Was Oftpreußen 
durch ſeine Arbeitsſchlacht geleiſtet hat, das hat es für Deutſch⸗ 
land geleiftet. So it auch der Srich Koch- Plan eine 
Angelegenheit, die nicht Oſtpreußen allein an 
geht, londern an der gan; Deut ſchland teilnehmen 
muß. Wenn im Laufe weniger Jahre die Bevölkerung der Provinz 
um 1% Million vermehrt werden Joll, dann bedeutet das, daß inner⸗ 
halb dieſes kurzen Zeitraumes mehr Menjihen aus dem Reiche nach 
Ostpreußen verpflanzt und dort ſeßhaft gemacht werden Jollen, als 
dieſe Provinz im Laufe von ſechs Jahrzehnten durch den Prang nach 
dem Weſten eingebüßt hat. Und wenn Oſtpreußen mit Hunderten 
von neuen Induſtriebetrieben durchſetzt werden ſoll, ohne daß ſich hier- 
durch die induſtrielle Gejamtkapazität Deutſchlands vergrößert, Jo 
heißt das, daß die Wirtſchaftsſtruktur des Reiches ſich tiefgreifend 
verändert. Bevölkerungs- und wirtſchaftspolitiſch 
werden die durch die Entwicklung der letzlen 
Menſchenalter gejbaffenen und verſchärften 
Spannungen zwiſchen dem Often und dem Wellen 
des Reiches gemildert. Völkiſch und wirtſchaftlich wird das 
Schwergewicht Deutſchlands mehr nach dem Oſten verlagert. Wenn 
dann Öjtpreußen einmal ſtatt 2,3 Millionen an die 4 Millionen 
Menſchen aufweiſen und nicht mehr nur ein bloßes Agrarland, ſondern 
ein Wirtschaftsraum mit ſtarker induftrieller Sigenerjeugung ſein 
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Landflucht in der bayeriſchen Oſtmark. 


netter 
Nachſtehend bringen wir einen Auszug aus einem demnächſt er⸗ 
ſcheinenden Buch von Dr. Kurt Trampler, dem Leiter des 


reſſeamtes der Landesgruppe Bayern⸗Pfalz des BDO. Das Buch 

„Not und Anibau der bayeriſchen Oſtmart“, das vom 
Inſtitut zur Erforſchung, des deutſchen Volkstums im Oſten und Süd⸗ 
oſten herausgegeben wird und im Bayernland⸗Verlag, (6. m. b. H., 
München, erſcheint, iſt die erſte große Arbeit über die bayriſche Oſt⸗ 
mark; mit etwa 200 Bildern und zahlreichen Kar'enſkizzen wird das 
Buch ein Standardwerk über den baueriſchen Oſten fein. 

Wenn eine bodenſtändige, heimatverbundene Bevölkerung beginnt, 
in Maſſen die Heimatſcholle zu verlaffen und in einem ungewiſſen 
Schickſal in der Sremde eine Berbeſſerung ihrer Lage ſieht, dann iſt 
das ein Seichen allerhöchſter Not. Es will nichts beſagen, wenn die 
unftete Bevölkerung eines Induftriebezirkes eine Großftadt mit einer 
anderen vertauſcht; es muß auch noch keine Auswirkung ſchwerſter 
Not fein, wenn die Landarbeiter von nordöſtlichen Sroßgütern ab- 
wandern — wenn aber der Oſtmärker von ſeiner Heimat läßt, dann 
ftebt das Signal auf Sturm. Es iſt vieles über den Charakter der 
Oſtmark- Bevölkerung geschrieben worden. In einem jtimmen alle 
Quellen überein: Sie rühmen ihre grenzenloſe Heimatliebe, die ihr das 
kärglichſte Daſein in der Heimat lebenswerter erſcheinen läßt als ein 
vielleicht unendlich reicheres in der Fremde. Unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt muß man die Landflucht aus der bayeriſchen Oſtmark ſehen, die 
in der Cat erft in den Seiten ſtärkeres Ausmaß annahm, als die 
Lebenshallung in den Nachkriegsjahren tief unter das Exiſtenſminimum 
dieſer anſpruchsloſen Menſchen heruntergedrückt wurde. 

Wir laſſen nüchterne Jahlenreihen ſprechen. Die Gegenüberſtellung 
ftüt ſich auf die Ergebniſſe der letzten Zählung vor dem Weltkrieg 
aus dem Jahre 1913 und auf die Ergebniſſe der jüngjten Volkszählung 
1933. Da Geburtenüberſchuß und Kriegsverluſte ſich ungefähr die 
Waage halten dürften und da in den Kriegsjahren eine nennenswerte 
Auswanderung naturgemäß nicht ſtattgefunden hat, geben die vor- 
liegenden Zahlen ungefähr die bevölkerungspolitiſche Verſchiebung der 
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wird, dann wird es als Bollwerk im Often für Deutschland 
eine ungleich größere Bedeutung beſitzen als heute. Dann wird es 
in einem ganz anderen Ausmaß als heute ein Kraftfeld jein 
können, von dem der Wille des deutſchen Volkes um 
Often ausſtrahlt. Dann wird Deutſchland nicht mehr den Volks⸗ 
druck Jeiner öſtlichen Nachbarn, der heute auf jeinen Grenzen laſtet, 
zu fürchten brauchen, Dann wird es 10 jedem wiriſchaftlichen Wett⸗ 
kampf mit den Nachbarſtaaten des Oſtens gerüſtet Jein. 
ſiebt, welch ungeheuren Eindruck — trotz manch' hämiſcher Kritik — 
chon das Gelingen der oſtpreußiſchen Arbeitsſchlacht auf die Menſchen 
n Polen gemacht hat, wie dieſer Erfolg des preußiſchen Aufbau- 
willens dort Neid und Furcht, aber mehr noch Bewunderung und 
Anerkennung gefunden hat, dann kann man ſich vorſtellen, wie ſich 
die Verwirklichung des oſtpreußiſchen Induſtrialſſierungsplanes jen= 
feits der Grenze glubolsgitch zugunjten Deutjchlands wird aus- 
wirken können. „Wir im Often“, fagte Erich Koch in jeiner 
Rede in Hannover am 28. Oktober, „wollen die Voraus- 
letzungen ſchaffen, daß endlich im oſteuropäiſchen 
Raum die Ruhe einkehrt, die notwendig ift, um 
den wirtſchaftlichen Aufbau in allen Nationen 
des europäiſchen Oſtens vornehmen zu können Wir 
wollen keinen Imperialismus, wir ſind bereit, uns mit den Nationen 
an den Verhandlungstiſch zu ſetzen, und find nicht mahnjinnig genug, 
anzunehmen, daß das Unrecht, das uns auf Grund des Friedensver⸗ 
trages von Verſailles durch den Korridor angetan worden iſt, durch 
kriegeriſche Auseinanderſetzungen wieder gutmachen zu wollen. Wir 
glauben an die hiſtoriſche Million des Ostens.“ 
Dr. Kredel. 


Wenn man 


15 Nachkriegsjahre wieder. Wir beſchränken unjere Betrachtung auf 
die 14 unmictelbar oder faſt unmittelbar an die Eſchechoflowasel au⸗ 
grenzenden Bezirksämter, alfo auf die vorderſte Frontlinie. 

Lie bayeriſche Oſtmark hat alſo in dem bedrohteſten Greuzſtreifen 
52290 Einwohner durch Abwanderung verloren. Am Jiärkjten iſt der 
Wanderungsverluſt in dem ohnehin dünn beſiedelten und volkspolitiſch 
am meiſten umkämpften Gebiet an der Further Senke. und in der 
oberpfalziſchen Lurchgangslandſchaft. Hier hat die Landflucht nicht nur 
den ganzen, recht berrachtlichen Heburtenüberſchuß verſchlungen, ſon ern 
darüber hinaus die Bevölkerungszahl unter die des Jahres 1915 
berabgedrückt. In den Bezirksamtern Cham, Waldmünchen uno Ober- 
viechtach ſteigt der Wanderungsverluſt bis auf ein Viertel der heute 
noch ortsanſaſſigen Bevölkerung. Etwas günſtiger ift die Lage in 
den Bezirksäm.ern der nördlichen Oberpfalz und des oberfränkischen 
Grenzgebietes. Aber nur, weil dieſe Bezirksämter melilich an die 
große Hauptbahn München — Berlin heranreichen, wo ſich in verkehrs- 
poli.ifch günniger Lage in Weiden und Niarktredwitz und im Por- 
ene von Selb größere Bevölkerungsmittelpunkte herausbilden 

onnten. 

Ist ſchon die Catſache, daß das Grenzgebiet faſt 12 v. H. der heute 
ortsanſaſſigen Bevölkerung verloren hal, daß faft zwei kriegsſtarse 
Armeekorps der Grenzwacht das Seld vor dem Hunger räumen 
mußten, alarmierend genug, ſo wird das Bild der Landflucht noch 
furchtbarer, wenn man unterſucht, welche Perſonen- und Altersclaſſen 
vor allem gelichtet wurden. 

Die oben angegebenen Ziffern umfaſſen Binnenwanderung und 
Auslandsauswanderung. Über die Vinnenwanderung wurden bei den 
Behörden keine zuverläſſigen Aufzeichnungen geführt, ſo daß ſie nur 
als Ganzes aus dem Unterſchied zwiſchen dem Bevolkerungsſoll und 
der ortsanweſenden Bevölkerung abzüglich der feſtſtellbaren Auslauos- 
auswanderung errechnet werden konnte. Gliedert man nun die durch 
die Paßſtellen genau erfaßbare Auslandsauswanderung nach Alters- 
klaſlen, Jo ergibt ſich, daß 7o v. H. der Auswanderer der Altersklajfe 
zwiſchen 20 und 40 Jahren angehörten und daß davon wiederum gut 
drei Viertel Männer waren. Auf Grund von Stichproben kann man 
annehmen, daß die Altersgliederung der Binnenwanderung ungefahr 
die gleiche iſt. Der im leiſtungsfähigſten Arbeitsalter ſtehende Ve⸗ 
völkerungsteil hat elfo durch die Abwanderung doppelt Jo viel ver⸗ 
loren wie alle anderen Altersklaſſen zuſammen. Er dürfe etwa 
35 009 Abwanderer abgegeben haben. Das Ergebnis iſt ein ungeſunder 
Altersaufbau der Oſtmarkbevölkerung. Die niedrigen und die höheren 
Altersstufen und die Frauen haben in der Oſtmark einen höheren 
Anteil an der Bevölkerungszahl als im übrigen Bayern, die Zahl der 
erwerbsfähigen Männer liegt weit unter dem Landesdurchſchnitt. 

Eine weitere Umfrage über die Leiſtungsfähigkeit der Aus⸗ 
wanderer hat ferner ergeben, daß, was eigentlich felbſtverſtändlich ist, 
gerade die tüchtigſten Männer den höchſten Prozenlſatz der Ab- 
wanderung ſtellten. Gewiß gibt es in der Oſtmark eine große ‚Zahl. 
grenzbewußter Deutſcher, die ihre ganze Tatkraft dem Grenzkampf 
widmen und im Dienfte dieſes Kampfes auf eine Verbeſſerung ihrer 
Lage außerhalb der verarmten Heimat Verzicht leiſten. Im allgemeinen 
aber liegen die Dinge doch ſo, daß gerade die unternehmungsluſtigſten 
jungen Menſchen den Entſchluß zum Auswandern gefaßt haben. Gerade 
die, in denen der alte koloniſatoriſche Antrieb des bayeriſchen Stammes 
noch lebendig war, ſtrebten hinaus aus der unerträglichen Enge. 
Großenteils Jind ſie in Länder ausgewandert, wo heute noch gerodet 
wird: nach Kanada, nach Südamerika, nach Afrika. Die, Binnen 
wanderung wiederum hat vornehmlich die beſten Qualitätsarbeiter aus 


dem Grenzland herausgezogen, die auch anderwärts Ausſicht af Be- 


ſchäftigun tten. Der raſſiſch beſte Beſtandteil der Oftmark evöl⸗ 
a I aa der oe trifft die Sührerſchicht, die in 
einem Grenzgebiet notwendiger iſt als irgendwo anders. Das äußert 
ſich in einer Fülle von Anzeichen. So ſtellt . B. ein Bezirksamt des 
unteren Waldes feſt, daß nach der größten Auswanderungswelle Ge⸗ 
noſſenſchaften, Turnvereine, Geſangvereine, Volkstrachtenverbände — 
kurzem alfe jene kleinen Perfonenverbindungen die von der Tätigkeit 
eines einzelnen abhängig Jind, zurückgegangen bmw. ganz verschwunden 
find, weil eben die Sührer im kleinen Kreiſe, die Träger dieſer Or⸗ 
ganifationen waren, ausgewandert Jind. Daß auch in eugeniſcher 
Hinſicht der Verluft jener raſſiſch beſonders wertvollen Bevöikerungs⸗ 
ſchicht auf weite Sicht jchwerwiegende Soigen haben muß, liegt auf 
der Hand. 

Innerhalb der letzten beiden Jahre hat die Auswanderung aus der 
Oſtmark faſt aufgehört. Im ganzen Deutſchen Reich hatte die Arbeits- 
lofigkeit einen Grad erreicht, der für Jugewanderte keine Aus icht 
auf Beſchäftigung eröffnete. Auch das Ausland war von der großen 
Weltkrife ergriffen worden und verſehloß ſich jeder Einwanderung. 
Insbeſondere hat die Einwanderungsdroſſelung in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, die den Großteil der Auswanderer auf- 
A hatten, die Auslandsauswanderung faſt vollſtändig beendet. 

uf die Enge der notleidenden Heimat zuſammengedrängt, müſſen die, 
die zuviel find, um kärglichjte Exiſtenz kämpfen. Für die Volksgrenze 
iſt es ſicher eine Stärkung, wenn dieſe tätigen Kräfte dem Grenzland 
erhalten bleiben. Aber nur unter der Vorausſetzung, daß die Volks- 
kameradſchaft aller Deutschen ihnen in ihrem ſchweren Kampf bei⸗ 
ſteht und die Verzweiflung von ihnen wendet, die ſie ehedem in die 
Fremde getrieben hatte. 
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Im Rahmen des oſtpreußiſchen Arbeitsbeſchaffungsprogramms ijt 
der jeit vielen Jahren geforderte Ausbau des Alafuriſchen Kanals 
in Angriff genommen worden. Aus den für das Arbeitsbejchaffungs- 
programm des Neiches vorgeſehenen Mitieln ſind 1,4 Mill. AM. jür 
Oſtpreußen bewilligt, die für den ſofortigen Beginn der Regu⸗ 
lierung der unteren Alle bejtimmt ſind. Dieſe Regulierung 
iſt in Wirklichkeit ſchon der Beginn des Weiterbaues des Maſuriſchen 
Kanals, da die untere Alle die Sugangsſtraße zum 
Mafuriſchen Kanal bildet. Die untere Alle ſoll auf 11,5 Kilo- 
meter Länge ausgebaut werden, d. h. von der Mündung in den Pregel 
bei Wehlau bis zur Abzweigung des Maſuriſchen Kanals unterhalb 
Allenburg. Eine Regulierung der Alle ohne den anſchließenden Aus- 
bau des Kanals wäre zwecklos. Durch den Weiterbau des Kanals 
wird Oſtpreußen in vier bis fünf Jahren beinahe 
200 Kilometer Wafferftraßen erhalten, die namentlich 
der Verbindung des füdöſtlichſten Ceiles von Oſtpreußen mit dem 
Seehafen Königsberg dienen werden und damit eine große Vers 
beſſerung der geſamten oſtpreußiſchen Verkehrsverhältniffe nach Jich 
ziehen. Für Königsberg bedeutet die Sertigitellung des 
AMaſuriſchen Kanals einen vollen Erſatz für die Entwertung 
der Memel — Pregel-Wafjerftraße durch die Abmande- 
rung des litauiſchen Seehandels nach Memel und durch die Unter- 
bindung des Tranſitverkehrs auf dem Memelſtrom infolge der litauiſch- 
polniſchen Differenzen. (Seit etwa 15 Jahren iſt der große Holzver- 
kehr auf der Memel —Pregel-Waſſerſtraße von Litauen nach Königs- 
berg, der ſich in der Vorkriegszeit um etwa eine Million Tonnen 
bewegte, völlig verſchwunden, Königsbergs Binnenſchiffahrt iſt damit 
etwa um die Hälfte zurückgegangen.) Durch die Negulierung der 
unteren Alle und die Sertigſtellung des Maſuriſchen Kanals erhält 
Königsberg Verbindung mit dem ſchon jetzt fertigen maſuriſchen 
Waſſerſtraßennetz, das ſich in Zukunft wie folgt zuſammen- 
ſetzen wird: 


J. Maſuriſcher Kanal mit Unterlauf der Alle 62 Kilometer. 

2. Maſuriſche Waſſerſtraße von Johannisburg über den Spirding- 
See und den Mauer-See bis Angerapp 8s Kilometer, davon der 
größte Teil mit zwei Meter Waſſertiefe. 

3. Weitere mafuriſche Waſſerſtraßen 108 Kilometer, davon der 
Hauptteil mit über zwei Meter Waſſertiefe. 
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Der Maſuriſche Kanal. 
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Die in Maſuren ſchon heute vorhandenen Waſſerſtraßen Jind faſt 
durchweg für die gleichen Schiffe benutzbar, die nachher auf dem 
Maſuriſchen Kanal verkehren können. Auch für dieſen ift eine 
Wallertiefe von zwei Meter vorgeſehen. Der Maſu⸗ 
riſche Kanal erhält von der Alle bis zum Mauer-See 10 Schleusen, 
die 45 Meter Länge und 7,5 Meter Breite erhalten. 

Für den Bau des Maſuriſchen Kanals find die erſten Mittel ſchon 
im Jahre 1874 bewilligt worden, woraus zu erſehen ijt, wie hoch ſchon 
damals dieſer Kanalbau eingeſchätzt wurde. Es folgten dann aber 
noch über 30 Jahre hindurch dauernde Verhandlungen über den 
Kanal, gegen den namentlich die Landwirtſchaft Bedenken wegen einer 
Veränderung des Waſſerſpiegels der Seen hatte, bis ſchließlich im 
Jahre 1908 der Preußische Landtag die geſamten Koſten für den 
Kanal bei einer ſechsjährigen Bauzeit mit 14,7 Mill. RM. bewilligte. 
Im ſelben Jahr wurden auch ſchon zwei Kanalbauämter für den Kanal 
in Inſterburg eingerichtet, die jedoch infolge der erforderlichen neuen 
Vermeſſungen und der Herſtellung der Baupläne noch faſt zwei Jahre 
lang für die Vorarbeiten brauchten. Srſt am 17, Auguft 1911 
konnte der erſte Spatenſtich im Bauaäbſchnitt 
Allenburg getan werden. Nachher unterbrach der Weltkrieg die 
weit vorgeſchrittenen Bauarbeiten, die dann allerdings wieder auf⸗ 
genommen wurden und bis 1922 ihre Fortſetzung fanden, bis infolge 
der fortschreitenden Inflation die Mittel ausgingen. Es iſt bis- 
her folgendes gebaut worden: Von der Gejamtlänge des 
Kanals von 50 Kilometer entfallen etwa 4 Kilometer auf den Nehſau⸗ 
See, 20 Kilometer ſind vollſtändig fertig und planmäßig gefüllt, 
10 Kilometer nur teilweiſe fertig. Völlig fertig find die Molen 
anlagen an der Mündung des Mauer-Sees und ein Ceil der 
Molenanlagen im Nehſau-See. Von zehn Schiffsſchleufen lein⸗ 
Schließlich der Allenburger) iſt eine vollſtändig fertig, eine zweite ift 
zum großen Teil fertig, vier andere etwa zu einem Drittel gebaut. 
Sämtliche zehn Dienſtgehöfte an den Schleufen und mehrere 
andere Dienſtgehöfte ſind fertig. Das Sperrtor am auer= 
See ijt vollftändig fertig, von drei Sicherheitstoren ſind zwei falt 
fertig. Alle dier Siſenbahnbrücken ſind fertig und in Dex 
trieb, außerdem eine kleine Bahnüberführung. Die weed e e 
25 Straßenbrüchen ſind zum größten Ceil fertig, ebenſo die 
erforderlichen 20 Düker und Durchläſſe für Vorfluter und Waſſerläufe. 

(Dr. H. Steinert in „Königsberger Allgemeine Heitung.“) 


Die neue Verfaſſung in Eſtland. 


Das Präſidium der eſtniſchen Staatsverſammlung hat das Ergebnis 
der Volksabſtimmung vom 14. bis 16. Oktober beſtätigt und am 27. Ok⸗ 
tober im amtlichen „Staatsauzeiger“ veröffentlicht. Die Heſamtzahl der 
Stimmberechtigten betrug danach 739 416, alje beträchtlich weniger, als 
vor der Abstimmung amtlich angegeben worden war. Während des 
Bolksentjcheids ſind insgeſamt 576 317 Stimmen abgegeben worden 
oder 78 v. H. aller Stimmberechtigten. Für die neue Verfaſſung ftimmten 
916678 oder 56,4 v. H., dagegen 155894, d. h. 21,2 v. H., die Dom- 
hundertzahlen immer auf die Geſamtheit der ſtimmberechtigten Wähler 
bezogen. Ungültig waren 2545 Stimmen. Wie im Volksentſcheid vor— 
geſehen, tritt die neue Verfaſſung am 100. Tage, gerechnet von der 
Veröffentlichung im „Staatsanzeiger“ in Kraft, mithin am 4. Februar 
1934. Die Wahlen zur neuen Staatsverſammlung und die Wahl des 
Staatspräſidenten müjlen im Laufe von weiteren Joo Tagen, d. h. bis 
ſpäteſtens zum 15. Mai 1934 erfolgt ſein. In derfelben Nummer des 
„Staatsanzeigers“ iſt nunmehr der genaue Wortlaut der im Volksent— 
ſcheid angenommenen neuen Verfaſſungsbeſtimmungen veröffentlicht. Für 
die neue Verfaſſung kennzeichnend iſt die völlige Verlagerung des politi= 
chen Schwerpunktes vom Parlament auf den Staatspräſidenten. Der 
Staatspräſident oder Staatsälteſte, wie fein Titel in Eſtland lautet, iſt 
Vertreter des Volkes und wird unmittelbar vom Volke gewählt, wobei 
der Wahlmodus dem in Deutjchland für die Reichspräſidentenwahl gül— 
tigen nachgebildet iſt. Wenn die parlamentariſche Staatsordnung in der 
neuen Berfajlung noch nicht endgültig aufgegeben iſt, Jo iſt der Staats- 
älteſte doch völlig Herr der Lage, da er die Staatsverſammlung, das 
eſtniſche Parlament, jederzeit nach Hauje ſchicken kann und der Staats- 
verſammlung gegenüber keine Verantwortung trägt. Der Staatsver- 
lammlung verantwortlich iſt nur die vom Staatsälteſten ernaunte 
Staatsregierung. Im Falle jedoch die Staaisverfammlung der Regie- 
rung ihr Mißtrauen ausfpricht, iſt der Staatsälteſte nicht gezwungen, 
die Regierung zu eutlaſſen, ſondern kann die Staatsverſammlung auf- 
löſen und Neuwahlen ausſchreiben. Die Staatsverſammlung iſt in ihren 
Rechten weſentlich beſchuitten und, als äußeres Kennzeichen ihrer ſtark 
verminderten Bedeutung, in ihrem zahlenmäßigen Beſtande von hundert 
Abgeordneten auf fünfzig verkürzt. Gegen alle von der Staatsver- 
ſamimlung bejchlojjenen Geſetze einschließlich des Haushaltsgeſetzes hat 
der Staatsälteſte ein Einſpruchsrecht. Da nicht mehr das Präſidium 
der Staatsverfammlung, ſondern der Staatsälteſte das alleinige Recht 
hat, Geſetze zu verkünden, und ebenſo das Recht beſitzt, nach ſeinem 
Ermeſſen von der Staatsverſammlung beſchloſſene Geſetze unverkündet 
zu laſſen und zu erneuter Beſchlußfaſſung an die Staatsverſammlung 
zurückzuverweiſen, jo hat der Staatsälteſte damit die Möglichkeit, das 
Inkrafttreten jedes ihm nicht genehmen Geſetzes zu verhindern. Sein 
Einſpruchsrecht wird nur dann hinfällig, wenn die Staatsverſammlung 
nach erfolgter Neuwahl das vom Staatsälteſten beaujtandete Geſetz 
nochmals annimmt. Der Staatsälteſte verfügt ferner über ein ſehr 


weitgehendes Verordnungsrecht, wobei jeine Verordnungen Geſetzes⸗ 
kraft haben. Das Verordnungsrecht des Staatsälteſten erſtreckt ſich 
auch auf den Staatshaushalt und ſogar auf die Hausordnung der 
Staatsperfammlung. Die Verordnungen des Staatsälteſten können 
allerdings von der Staatsderſammlung aufgehoben werden, doch wird 
diefes Recht der Staatsverſammlung angeſichts der überragenden 
Machtſtellung des Staatsälteſten auch im Konfliktsfall zwiſchen Staats- 
oberhaupt und Parlament wenig wirkſam ſein. Der Staatsälteſte iſt 
oberſter Befehlshaber der Wehrmacht und ernennt und entläßt die 
Staatsbeamten und Offiziere ſowohl als auch die Richter des hochſten 
Staatsgerichtshofs. Die ſtaatsrechtlichen Handlungen des Prälidenten 
bedürfen der Gegenzeichnung durch den zuſtändigen Fachminiſter. Aus⸗ 
drücklich hiervon ausgenommen ſind jedoch die Berufung oder Ent⸗ 
laſſung der Regierung oder einzelner Miniſter, die Ausſchreibung von 
Neuwahlen vor Ablauf der Legislaturperiode der Staatsverſammlung, 
die Beſtätigung der Staatsrichter und Richter im Amt. Auf Grund 
jeiner verfaflungsmäßigen Rechte ijt der Staatsälteſte in der Lage, 
autoritär, präſidial oder auch parlamentariſch zu regieren. Die künf⸗ 
tige politiſche Geftaltung des Landes it alſo vollkommen abhängig da- 
von, welcher politiſchen Gruppierung es gelingen wird, den Staats- 
präjidenten zu ſtellen. Die Bewegung der Freiheitskämpfer, die wohl 
die meiſten Ausfichten haben dürfte, auch in dieſem Endkampf um die 
Macht im Staate Sieger zu bleiben, geht jetzt daran, die Vor- 
bedingungen zum Endſieg zu ſchaffen. Hierzu muß die von der geſtürzten 
Regierung Tönijon zerſchlagene Organiſation der Bewegung neu auf⸗ 
gebaut werden. Es ſoll in der nächſten Seit eine Landestagung aller 
Freiheitskämpferverbände abgehalten werden. Die Tagung wird vor- 
ausſichtlich beſchließen, eine Sreibeitskämpferpartei zu bilden und für 
die kommenden Staatsverſommlaugswahlen eigene Kandidaten aufzu- 
ftellen. Zu der zur Seit im Amt befindlichen Regierung Päts verhalten 
ſich die Freiheitskämpfer ablehnend, da in ihrer Geſtalt, wie das Par- 
teiorgan „Vöitlus“ feſtſtellt, nicht etwa eine über den Parteien ſtehende 
Regierung ins Ant getreten ſei, ſondern eine Regierung, die ſich auf 
einen Teil der geschlagenen Suſtemparteien ſtütze. Mehr als alles andere 
ſpräche gegen die Regierung, daß fie nur von der Unterſtützung der 
Sozialiſten lebe, die beim Volksentſcheid vernichtend geſchlagen worden. 
ſeien. In demjelben Maße, wie die Bedeutung der Freiheitskämpfer 
bewegung fteigt, schreitet ſtetig die Spaltung und Auflölung bei den 
Suſtemparteien fort. Die Unbotmäßigkeit vieler Kreiſe der Nationalen 
Mittelpartei gegen ihre Führung hat auf die parlamentariſche Sraktion 
der Partei übergegriffen. Eine Reihe angeſehener Abgeordneter hat 
ihren Austritt aus der Partei erklärt. Auch die Neufiedlerpartei, die 
besonders erbittert gegen die Verfaſſungsänderung Front gemacht 
hatte, iſt um einige Abgeordnete ärmer geworden, die ſich den Altland- 
wirten augeſchloſſen haben, da dieſe eher gneigt Jind, der neuen Lage 
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Der polniſche Aufſtand in Poſen. 


(21. Jortſetzung.) 


Wer den polnischen Stil jener Cage kennt, merkt dem Aufruf an, 
daß er mit großer Vorſicht abgefaßt iſt. Dennoch iſt er von größter 
Schärfe. Daran kann auch die Beteuerung nichts ändern, daß die 
Polen fejt entſchloſſen ſeien, ihre Siele nur auf friedlichen We,e zu 
erreichen. Man Joll dieſe Wendung nicht wörtlich nehmen. Sie ijt 
bei den Polen nichis weiter, als ein Mittel ihrer Diplomatie, mit 
dem ſie von jetzt ab bei allen Gelegenheiten und an allen Orten auf⸗ 
warten. Leider haben ſie damit Glauben gefunden, obwohl ihre Taten 
der Beteuerung ſchnurſtracks entgegenſtanden. Lieſt man den Aufruf 
in Kenntnis der nachfolgenden Handlungen, Jo findet man ſie in ihm 
bereits in voller Klarheit vorgezeichnet. 
Wahl eines polniſchen Landtages auf, der 5 

eine felbjtändige polniſche Behörde ſchaffen ſoll, u dem Swecke, 

die polniſchen Gebiete von dem Deutſchen Reiche zu trennen, 

dieſer Behörde die Aufgabe zuweiſen Joll, in ihrem Gebiete ſowohl 
die polnifchen, wie die Angelegenheiten der dort wohnenden Deutſchen 
ſelbſtändig zu verwalten, BEE 

die Polen aufruft, ſich militärisch zu organifieren. 

Anders iſt der Ausdruck „treten wir daher in Reih und Glied, 
um die Handlungen des neuen Polen zu feſtigen“ gar nicht zu ver⸗ 


ehen. 

b an mußte Sweifel haben, ob die preußiſche Regierung die Ab- 
haltung einer ſolchen politiſchen Verſammlung mit ſo unerhörten 
revolutionären Zielen, die ſich unmittelbar gegen die Hoheitsrechte 
des Preußischen Staates und des Deutſchen Reiches richteten, geſtatten 
würde. Catſächlich haben in Berlin auch ſchwere Bedenken gegen 
die Genehmigung der Verſammlung bejtanden. Sie blieb lange aus, 
obwohl die Pofener Behörden ſie empfohlen hatten. Die Polen 
waren gezwungen, im Miniſterium des Innern in Berlin vorzuſprechen 
und um die Genehmigung zu bitten. Das geſchah am 29. November. 
Es gelang ihnen, im Ministerium die Anficht durch mſetzen, daß ſich 
die Einberufung des Landtages nicht gegen die Hoheitsrechte des 
Staates richte. Wie das geſchah, iſt Kennzeichnend für ihr ſpäteres 
Verhalten. Auch dort gaben ſie zunächſt die Erklärung ab, daß ſie 
keineswegs der Friedenskonferenz vorgreifen würden. Als ihnen dar⸗ 
auf vorgehalten wurde, daß der Ceilgebietslandtag das tatlächlich tun 
ſoll, log man den Herren des Ministeriums geradezu in das Geſicht, 
indem man vorgab, daß es ſich überhaupt nicht um einen Ceilgebiets⸗ 
landtag handele. Dieſe Auffaſſung müßte auf einen Überſetzungs⸗ 
fehler zurückgehen. Es handele ſich bei der Einberufung nur um 
eine Sammeltagung der polniſchen Vereine zu organſlatoriſchen 
Swecken, dazu um eine Art von Bolkstag. Die preußiſche Regierung 
fiel wirklich darauf herein, wiewohl der polniſche Ausdruck „Sejm 
dzielnicowg“ ganz unzweideutig war und eine andere Überfetzung als 
Ceilgebietslandtag gar nicht zuließ. Vor allem aber ſprach der Text 
des Aufrufs mit aller Deutlichkeit aus, um was es ſich dabei handele. 
Und dennoch gab man die Genehmigung. Man war mit Blindheit 
geschlagen. Leider iſt nicht bekannt, wer bei dieſer Beratung die 
ausjchlaggebende Nolle geſpielt hat. Jedenfalls verlief ſie ganz im 
Sinne der Polen und auch in der Linie des Herrn von Gerlach. 

Am Tage vor dem Sufammentritt brachten die Zeitungen, auch 
die deutſchen, eine „Kundgebung“ an die deutſche Bevölkerung (fiehe 
„Poſener Tageblatt“ Nr. 564 vom 2. Dezember 1918), die den Zweck 
hatte, die Aufregung der Deutſchen zu beruhigen. Die Vorbereitungen 
großen Stils für den Landtag, vor allem aber die Ausrüftung des 
Wach- und Sicherheitsdienſtes — man ſprach von der Ausrüſtung mit 
ſcharfen Patronen und Waffen — und gewiſſe Übungen und In⸗ 
ſtruktionen der Bürgerwehr, dazu das Auftreten von Scharen von 
Skouts und Sokols ließen Schlimmes befürchten. So fühlte man ſich 
verpflichtet zu beruhigen. Auch die Kundgebung wiederholte die Be⸗ 
teuerung: Getreu der in der letzten Seit gegebenen Verſicherung, daß 
die Polen durchaus nicht gewillt jind, den Beſtimmungen des künf- 
tigen Friedenskongreſſes gewaltſam vorzugreifen, ſondern bereit ind, 
auf dem Boden der jetzt beſtehenden Verhältniſſe weiter zu arbeiten, 
und daß die Zufammenkunft der Delegierten durchaus nichts Deutjch- 
feindliches in jich bergen ſoll, und fährt dann fort. „Es wird auch Sorge 
dafür getragen werden, daß von unbeſonnenen Elementen dieſe ernſte 
und weihevolle Stimmung in keiner Weiſe geſtört wird. Darum fort 
mit jeglicher grundloſer Beunruhigung, fort mit jeglicher Verhetzung. 
Dem Morgenftern der Freiheit wollen wir geſchloſſen, aber mit Ruhe 
und Ernſt entgegengehen.“ 

Der polniſche Ceilgebietslandtag nahm folgenden Verlauf: Am 
Vormittag des 3. Dezember fand in allen polniſchen Kirchen ein Sejt- 
gottesdienst ſtatt. Die polniſchen Kinder hatten ſchulfrei. Die Andacht 
in der Pfarrkirche zeichnete ſich durch ganz beſonderen Prunk und 
eine außerordentliche Ceilnahme aus. Hier hielt der Erzbiſchof Dalbor 
ſelbſt das Hochamt, und einer der ſchärfſten polniſchen Hetzer, der 
Probſt und Landtagsabgeordnete Stychel, hielt die §eſtpredigt. Nach 
der Andacht ordneten ſich die Teilnehmer in einem Feſtzuge. Sokols 
und Skouts eröffneten den Sug Mitglieder des polniſchen Oberſten 
Volksrats und der polnischen Abgeordneten folgten. Für den Erz- 
biſchof tand ein Galawagen bereit. Sokols ſpannten die Pferde ab 
und zogen ihn zu dem Apolloſaal unter dem Jubel der Polen, die 
ſich wie ſinnlos gebärdeten. Der Feſtzug ging über den Alten 
Markt, durch die Neue Straße hinauf, über die Wilhelmſtraße und 
durch die Martinſtraße in die Bäckerſtraße. An beiden Seiten des 
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Der Aufruf fordert zur. 


Bon Hermann Pilchke. 


Zuges Stand zunächſt die Bürgerwehr in dichter Reihe in voller 
Bewaffnung und verſah den polizeilichen Schutzdienſt, wie ſie zugleich 
eine Chrenwache bildete. Dahinter ſtand die Bevölkerung in dicht 
gedrängten Mengen Spalier. Während des Marſches wurden polniſche 
Lieder gefungen: „Noch iſt Polen nicht verloren“, „Gott, der du 
Polen“. Natürlich durfte auch der Haßgefang der Konopnicka gegen 
die Deutſchen, die Nota, nicht fehlen. Sobald der Geſang endete, 
begleitete das Volk den Zug mit Surufen, die wie im Wahnſinn 
durcheinander klangen: „Es lebe der Landtag“, „es lebe Schleſien, 
Mafuren, Pommerellen, Ermland, Wilſon, Joch“ ujw. 

Im Upollofaal eröffnete Wladislaus Seyda die Verſammlung. 
Der Erzbischof hielt eine Begrüßungsauſprache. In ihr dankte er 
dem Präſidenten Wilſon und dem Papſte für ihre Anteilnahme an 
dem polniſchen Volk. Darauf gab der Prälat Adamſki einen Bericht 
der Cätigkeit des kommiſſariſchen Oberſten Volksrates. Bemerkens- 
wert darin war die Mitteilung, daß ſich der Oberſte Volksrat in 
Poſen an Pilfudfki wegen militäriſcher Hilfe gewandt hatte, die 
aber von ihm abgelehnt worden ſei. Mit lautem Beifall wurde von 
der Verſammlung die Mitteilung begleitet, daß der Oberſte Volksrat 
der preußischen Neger angedroht habe, die Lebensmittel zu ent- 
ziehen, wenn der Heimatſchutz Oft aufgestellt würde. Darauf wurden 
jechs Ausſchüſſe gewählt, die Jofort ihre Beratungen in bejonderen 
Zimmern aufnahmen und am zweiten und dritten Beratungstage 
Bericht erſtatteten. Weiter wurde eine große Anzahl von Begrüßungs- 
telegrammen abgeſchickt. Sie gingen ad an den Papſt in Nom, an 
Wilſon, Clemenceau, Lloyd George, Orlando, an die Regierung der 
neugegründeten jchechei, nach Südflawien, an den König der Belgier, 
nach Warſchau, Lemberg, Krakau, Wilna und nach Öjterreich- 
Schleſien. Sie waren in dem Stil der damaligen polniſchen Werbung 
unter den Seindbundmächten gehalten und voll der härteſten Anklagen 
gegen Deutſchland. An die Seindbundmächte wurde noch eine bejou=- 
dere, ſehr lange Kundgebung verfaßt, die folgendermaßen abſchließt: 

„Gegen dieje Knebelung der Freiheit unjerer nationalen Bewegung 
erheben wir Einſpruch, und da wir die eventuelle Gewalt nicht mit 
Gewalt abwehren können noch wollen, richten wir an die Koalitions⸗ 
mächte die Bitte um möglichſt ſchleunigen Schutz und um Beiſtand 
durch Herſendung einer Vertretung der Verbündeten, die ſich durch 
Augenſchein von den bei uns herrſchenden Verhältniſſen über- 
zeugen wird.“ 

Die Beratungen der Ausſchüſſe vollzogen ſich in der Verborgen« 
beit der Ausſchußzimmer. Das hatte den Vorteil, daß dort ruhig 
ausgesprochen werden konnte, was ſonſt das Licht des Cages ſcheuen 
mußte. Die Entſchließungen waren mit einer gewiſſen Vorſicht ab- 
gefaßt, und dennoch verraten ſie mancherlei. So heißt es in der 
Neſolution über das Verhältnis der Polen zur deutſchen Nevolution: 
„Die Polen unterſtützen die revolutionäre Bewegung in Deutſchland 
in den Beſtrebungen, die die Erweiterung der demokratischen Rechte 
und Sreiheiten auf alle Staatsbürger des Reiches im Auge haben. 
Daraus ergibt ſich für die Volksräte wohlwollende Mitarbeit mit 
den A.- und S.-Näten unter Wahrung jeglicher nationalen polnischen 
Würde und Chre.“ Hier iſt für uns das Bekenntnis wertvoll, daß 
die Polen die revolutionäre Bewegung in Deutſchland unterſtützen. 
Das kameradſchaftliche Verhältnis der Hilfeleiſtung wird bejonders 
hervorgehoben. : 

In einer Entſchließung zur Wahrung der Ruhe und Ordnung wird 
der polniſchen Bevölkerung anbefohlen, daß ſie in jeder Ortſchaft 
eine Volkswehr einzurichten habe. Jeder Bürger vom, 18. bis 
50. Lebensjahr wird aufgerufen und verpflichtet — vor allen beſonders 
die Skouts, Sokols und Schützen —, ſich der Volkswehr zur Ver- 
fügung zu ſtellen. 2 

Für die Abgabe von Lebensmitteln, allo zur Frage der Ernährung, 
wird eine Anpaſſung an die neue Lage empfohlen und ausgeſprochen, 
daß zwar die Polen die Notwendigkeit einſehen, Deutſchland vor dem 
Hungertode zu retten, daß aber diefer Standpunkt Jofort verlaſſen wird, 
wenn die regierenden Kreiſe oder das deutſche Volk gegenüber den 
Polen eine feindliche Haltung einnehmen. . 

Weiter verlangt man die Abfetzung von unliebſamen Beamten. 
Anderen ſoll eine polniſche Kontrolle beigegeben werden. 

Der Ceilgebietslandtag beſchließt ferner die Ausſchreibung einer 
Nationalſteuer an alle Polen im Deutſchen Reiche. Sie ſoll mindeſtens 
in der Höhe der Sinkommenſteuer erhoben werden und bis zum 
95. Januar 1919 eingezogen ſein. Als Behörden, die Jie einziehen, 
werden die polnischen Volksräte benannt. Sur Prüfung der Aus- 
1 bung und Abrechnung wird eine Nechnungskammer in Poſen be= 
gründet. 

Aus den Organifationen heben wir hervor, daß der polniſche Oberſte 
Volksrat von nun ab aus 80 Mitgliedern gebildet: wird. Davon 
tamen 28 aus Schleſien, 27 aus Poſen, 13 aus Weſtpreußen, 2 aus 
Ermland, 3 aus Maſuren, 4 von den Polen links und 3 rechts der 
Elbe. In ihm wird ein Vorſtand aus fünf Herren gebildet. Davon ift 
der Vorſitzende, der Arzt Krzuziewicz, der 2. Vorſizende Dr. Meißner 
und der Schriftführer Nezepezki aus Poſen. Weſtpreußen iſt in ihm 
durch den Probſt Dr. Wollſzlegier und Schleſien durch den Pfarrer 
Poſpiech aus Kattowitz vertreten. Das Kommiſſariat, alſo die Ge=- 
schäftsführung, bleibt wie bisher, nur find einige Zuwahlen vor» 
genommen worden. Der Landtag vertagte ſich. Der Vorſitzende, der 
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bisherige Abgeordnete Nowiczki, wurde ermächtigt, ihn nach Bedarf 
einzuberufen. 

iberjehen wir die Arbeit des polniſchen Ceilgebietslandtages, Jo 
müjlen wir feſtſtellen, daß er ſich bereits in einer offenen Revolte gegen 
die deutſche Regierung befindet. Die Entſchließungen und die Kund⸗ 
gebung an die Entente und die Leiter ihrer militärischen Stellen find 
ein offener Londesverrat gegen Deutſchland. Darüber hinaus richtet 
man ſich darauf ein, ſich von der deutſchen Regierung völlig abzu- 
jondern. Die Vorarbeiten für eine ſelbſtändige Verwaltung werden 
vollzogen, eigene Einnahmen ausgeſchrieben und eine Kontrollſtelle ein- 
gerichtet. 

In dem Verlauf des Teilgebietslandtages fällt die Rolle des Erz- 
biſchofs Dalbor auf. Er verläßt hier vollends die unparteiiſche Stellung 
eines Kirchenſürſten und zeigt ſich als polniſcher Volksführer. Bei aller 
Zurückhaltung iſt die Stellung zur polniſchen Aufſtandsbewegung klar 
und unzweideutig abgezeichnet. Als Primas Poloniä iſt er der erſte 
Redner, der die Verſammlung begrüßt und den beiden größten 
Förderern der polniſchen Pläne, dem Präſidenten Wilſon und dem 
Papfte in Nom, den Dank der Polen ausſpricht. Sum erſten Male 
tritt die Perſon des Erzbiſchofs hier in einer politiſchen Rolle in die 
Öffentlichkeit. Das iſt in voller Abſicht geſchehen. Dieſe Hervor- 
hebung in Verbindung mit der hohen Ehrung in der Auffahrt nach der 
Bäckerſtraße kennzeichnen die Rolle, die er in der Vorbereitung des 
polniſchen Aufftandes geſpielt hat und weiter ſpielt. Er iſt mit einem 
Kreiſe von Prälaten die geiſtige und geiſtliche Spitze und unſichtbare 
höchfte Zentrale der polniſchen Beſtrebungen und der Aufjtands- 
bewegung. Dieſe Rolle hat er geradlinig weitergeſpielt. 

Und doch war Dalbor vorher „die Vertrauensperſon der deutſchen 
Regierung auf dem erzbiſchöflichen Stuhle in Poſen geweſen“. Im 
Jahre 1915 war er über die Köpfe der Domherren von der preußischen 
Regierung in ſein Amt berufen und von dem Heiligen Stuhl beſtätigt 
worden. Nach dem Konkordate zwiſchen dem König von Preußen und 
dem Heiligen Stuhl von 1821 und der päpſtlichen Bulle „De salute 
animarum“ hatte der König von Preußen das Recht, diejenigen Dom⸗ 
herrenſtellen zu beſetzen, deren Inhaber in den ungeraden Monaten ge- 
ftorben waren, unter der DVorausjezung, daß ſie der Heilige Stuhl 
beſtäligte. Obwohl bis zu dem Jahre 1832 kein einziger deutſcher 
Domherr in den Bistümern Polen, Gneſen vorhanden war, hatte die 
Gunſt der Todesfälle in den ungeraden Monaten bewirkt, daß zur Seit 
des Krieges die Mehrzahl der Domherren deutſch geſinnt war. Das 
Domkapitel war nicht für die Wahl Dalbors. Wahrſcheinlich kannte 
es ſeine Einſtellung. Die falſch unterrichtete Regierung aber Jette ſich 
über dieſe ganz gewiß beachtliche Meinung hinweg. Damit täuſchte 
ſie vor allem die deutſchen Katholiken und die übrigen Deutſchen in der 
Einschätzung Dalbors. Man hielt ihn für deutſchfreundlich. Wahr- 
ſcheinlich hat ihn der Erzbiſchof Glorian von Stablewjki wohl gekannt, 
als er ihn in dem jugendlichen Alter von 32 Jahren zum Proſeſor an 
dem Prieſterſeminar in Gneſen ernannte. 

Bis zur Novemberrevolution galt Dalbor als der Vertrauensmann 
der preußiſchen Regierung. Als ſolcher hatte man ihm die Ver⸗ 
mittlung zwiſchen Berlin und Warſchau zugedacht. In ihrem Auftrage 
11 er während des Krieges oft tätig geweſen. Damals liefen in 

arſchau ſehr wichtige Fäden der römiſchen kirchlichen Politik zu- 
Jammen. In Warſchau war der Erzbifchof Kakowſki tätig, einer der 
größten Eiferer für die polniſche Sache. Ein Seind Deutſchlands und 
ein Verächter der Reformation. Dort amtierte damals als päpſtlicher 
Legat der Nuntius Natti (der heutige Papft), der ſelbſt ein begeiſterter 
Freund Polens war. In dieſes Kollegium und in die politiſchen Kreiſe 
in Warſchau führten die deutſchen Aufträge den Erzbiſchof Dalbor. 
Die deuiſche Regierung war ſchlecht beraten, als fie dieſe Vermittlung 
erwählte. Zwar liegen uns über die Auswirkungen der Aufträge 
Dalbors keine Berichte vor, das aber kann man aus feiner Jpäteren 
Einſtellung, aus dem Kreiſe, in dem er entſandt war, mit dem er ſpäter 
in fo vortrefflicher Übereinſtimmung handelte, wohl ſagen, zu Deutjch- 
lands Gunſten konnten ſeine Verhandlungen in Warfchau nicht ver⸗ 
laufen. Vor allem erfuhr man durch ihn von Deutſchlands Verlegen⸗ 
heiten ſozuſagen aus erſter Hand. Trotzdem während des Krieges ſchon 
manches Mißtrauen gegen die Einſtellung des Erzbiſchofs laut wurde, 
war man doch in deutjchen Kreiſen entſetzt, als er ſich am 14. No- 
vember, alſo ganz kurz nach dem Ausbruch der Revolution, durch 
feinen Hirtenbrief in aller Offenheit für die polniſche Seite erklärte. 

Dalbor dankte Wilſon, dem damals mächtigſten Mann, den man als 
Freund der Polen anſah, und dem Papjte. Dieſer Dank galt nicht 
der Perſon des Heiligen Vaters, sondern der Politik des Heiligen 
Stuhles. Dabei dachten die Polen nicht an die päpſtlichen Friedens- 
bemühungen. An ihnen hatten ſie kein Intereſſe. Es liegen Zeugniffe 
genug vor, die beweiſen, daß ſie einen Friedensſchluß mit allen Mitteln 
zu hintertreiben ſuchten. An die päpſtlichen Sriedensbemühungen hat 
auch der Primas Poloniae nicht gedacht. Man dankte für poſitive 
Ceiftungen im nationalpolniſchen Sinne. Wir wiſſen nicht, woran die 
Polen damals im befonderen gedacht haben. Es iſt aber bekannt, daß 
der Heilige Stuhl am 15. Oktober 1998 ein Schreiben nach Warſchau 
gerichtet hat, von dem die Polen mit Begeiſterung ſprachen. Möglich, 
daß der Erzbischof auch daran dachte. 

Schließlich gewährt der Landtag einen tiefen Einblick in die 
Haltung und in den Charakter der Polen. Als ſie mit einer Ab- 
ordnung in Berlin vorſprachen, um die Genehmigung für den Landtag 
zu erreichen, leugneten ſie einfach die Einberufung eines Landtages 
fort. Sie deuteten ihn nur als ein Treffen der polniſchen Vereine zu 
einer Tagung. Es kümmerte fie nicht, daß das dem Geifte und dem 
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Wortlaut des Aufrufs widerſprach. Der „überſetzungsfehler“ wurde 
als Notlüge herbeigezogen. Ihre Beſtrebungen und Vorbereitungen 
gingen aber ungehemmt weiter. Die bodenloje Frechheit ihres Auf⸗ 
trelens hatte aber bei der preußiſchen Negierung Erfolg. Man glaubte, 
oder man gab ſich Mühe zu glauben. Weiter verbürgte ſich der 
polniſche Volksrat in jeiner Kundgebung an die deutſche Bevölkerung 
vom 2. Dezember 1918, ebenſo wie es die Vertreter in Verlin getan 
hatten, dafür, daß bei der Juſammenkuuft der Delegierten in Pofen 
„durchaus nichts Deutſchfeindliches“ geſchehen ſollte. Und was ge- 
ſchah? Man fang auf dem Wege zum Apolloſaal in aller Öffentlichkeit 
den Haßgeſang gegen die Deutſchen: die „Nota“, die bis dahin ver- 
boten war. Die Predigt des Prälaten Stychel, die im Wortlaut auch 
in deutſcher Überſetzung verbreitet iſt und im Beiſein des Erzbiſchofs 
gehalten wurde, iſt ein einziger aufreizender, flammender Haßgefang 
gegen die Deutſchen. Nichts ift da verſäumt. Bezeichnungen wie 
50 0 Räuber, Mörder, kreuzritterliches Reptil“, das leider 
von den Polen nicht ganz zertreten wurde, wirbeln unter Mißbrauch 
des göttlichen Wortes und der geweihten Stätte durcheinander. Eine 
Predigt, wie ſie in der Kirchengeſchichte der neueren Seit einzig da⸗ 
ſteht. Sie endet in einer ekſtatiſchen Anrufung der Heiligen, von denen 
die Zerjchlagung des deutſchen Oſtens erbeten wird: 

„Heiliger Stanislaus von Szczepanow, der du der Sage nach auf 
dem Schlachtfeld von Grunmald (Tannenberg) den polnischen Kriegs- 
ſcharen beiſtandeſt, damit das kreuzritterliche Ungeheuer in Staub zer- 
falle, erbitte, wir bitten dich, von Gott, daß das Vaterland in ſeinen in 
der Zukunft unbedrohten Grenzen frei und friedlich leben könnte. 

Heiliger Adalbert, der du an der Oſtſeeküſte das Licht des Glaubens 
ausbreiteteſt und dein heiliges Haupt opferteſt, erbitte von Gott, wir 
bitten dich, daß dem Gott treuen Polen die polniſche Küſte wieder⸗ 
gegeben werde. 

Heiliger Hyazinth wache, daß das Schleſien der Piaſten zur pol= 
niſchen Mutter zurückkehrel“ 

Das alles ſollte aber nach Anſicht der Polen „nichts Deutſch- 
feindliches“ fein, auch die Kundgebungen an die Entente insgeſamt und 
an die leitenden Mächte und Perſonen des Seindbundes insbefondere 
und das Aushängen der feindlichen Flaggen ſollte nicht als Deutſch⸗ 
feindliches gewertet werden. Und die deutſchen Behörden erlebten das 
mit und ſchwiegen. Nirgends war von einer Maßnahme in der Öffent- 
lichkeit zu ſpüren. Allein durch dieſes Verhalten der staatlichen Be⸗ 
hörden war Poſen ſchon tatfächlich aufgegeben worden und weite 
Ceile des Oftens dazu, was auch immer noch zur Erhaltung diefer Land- 
ſtrecken bei Deutschland im einzelnen geschehen mochte. 

Bezeichnend iſt, was Azepecki der Tagung des Cailgebiets- 
landtages ſagt. Er ſchreibt wörtlich: „Am Cage unſeres Landtages 
zogen die Delegierten in einem prächtigen Zuge von der Pfarrkirche 
bis zum Apollofaale, Bäckerſtraße, unter dem Schirm der Volkswehr. 
In dem Spalier ſtanden gegen 1400 Mann Volkswehr und unfer vor- 
her eingeweihtes Militär war bereit, auf einen Wink hin von den 
Kaſernen und Forts her zum Beiſtande aufzubrechen. Die Lage war 
gefährlich; denn nach militäriſchen Berichten mochten damals in Poſen 
und Umgegend noch 12000 Mann deutſche Beſatzung ſtehen.“ 

Es iſt bezeichnend, daß die Polen trotz aller Ableugnungs- und 
Beruhigungskünſte mit einem militäriſchen Eingriff rechneten. Sie 
hatten dafür beſtimmte Vorkehrungen getroffen, die zum offenen 
Kampfe führen mußten. Weiter darf in den Ausführungen nicht über- 
jeben werden, daß die Forts ſchon damals von den militärischen 
Organiſationen der Polen beſetzt waren. Das alles aber war „nichts 
Deutſchfeindliches“. Unbemerkt, unterſtützt durch den allgemeinen 
Wirrwarr, durch ihre beherrſchende Stellung im A.- und S.-Rate und 
die Unfähigkeit der deutſchen leitenden Behörden hatten ſie ſich dort 
eingeniſtet, um nicht mehr herauszugeben. Gegenmaßnahmen wurden 
nicht getroffen. Wahrſcheinlich war das Generalkommando über den 
Stand der Dinge im einzelnen gar nicht unterrichtet. In dieſem Zu- 
jammenhange erſcheint es notwendig, auf eine beftimmte 5085. 
ſtellung über die Geſchichte des polniſchen Aufſtandes hinzuweiſen. So⸗ 
wohl auf polniſcher wie auf deutſcher Seite iſt von der Wilſenſchaft 
die Frage aufgeworfen worden, ob der Aufſtand von vornherein be- 


- abfichtigt war oder ob die Polen die Entſcheidung der Friedens 


konferenz abwarten wollten, ohne vorzugreifen, oder ob der Aufſtand 
letzten Endes nur durch einen Zufall ausgelöft wurde. . 
Die Polen laſlen kaum eine Gelegenheit vorübergehen, in der ſie 
nicht mit aller Beſtimmtheit ausſprechen, daß ſie der Sriedenskonferenz 
nicht vorgreifen wollen. Hundertfach iſt dieſe Behauptung wiederholt 
worden. Den Worten ſtehen aber Taten entgegen. Die Organijation 
ihrer militäriſchen Verbände, die Verſorgung mit Waffen, die Be- 
mühungen, die Hallertruppen von Frankreich herüberzuholen, be⸗ 
weihen das. Die „militäriſche Organijation“ hatte ſchon am 10. No- 
vember den Aufftand in Poſen beſchloſſen. Der polniſche „Oberſte 
Volksrat“ bemühte ſich gleich in den erſten Tagen der lozialiſtiſchen 
Revolution um militäriſchen Beiſtand bei Pilſudſki. Die Surilck- 
haltung bis Weihnachten geſchah notgedrungen und aus Sweckmäßig⸗ 
keitsgründen. Den Polen lag viel, ja alles an der Gunſt der Entente. 
Sie durften fie ſich keineswegs verſcherzen. Die Feindbundmächte aber 
waren nicht für einen bewaffneten Aufſtand, am allerwenigſten Wilſon. 
Dieſer Einftellung kommen fie mit der Betonung ihrer Stiedensliebe 
entgegen. Swiſchendrein aber beantragt der Ceilgebietslandtag die 
Entjendung einer Abordnung bei den Seindbundmächten, die als ein 
Schutz bei dem Aufſtande gedacht ift (man denke an Oberſchleſien), und 
übergibt die Verteidigung der polniſchen Belange dem polniſchen 
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Nationalkomitee in Paris. Man jorgte alſo für alle Fälle vor. Ganz 
offensichtlich haben die Polen mit dem Aufſtande gerechnet. Von 
deutſcher Seite würde ein Angriff nicht kommen. Das wußten ſie am 
allerbeſten, nachdem fie den Grenzſchutz von dem Poſener Gebiet fern— 
gehalten hatten. 

Die Verſicherung der Polen, der Sriedenskonferenz nicht vorzu- 
greifen, darf überhaupt nicht ernjt genommen werden. Wer das tut, 
verkennt den polnischen Volkscharakter. Jeder Kenner des öjtlichen 
Handels weiß, daß man dabei unter Anrufung Gottes zum Zeugen der 
Wahrheit und unter Verſchwörung gegen das eigene Leben das Un- 
ſinnigſte behauptet. Dieſe Praxis ift auch in die Politik übergegangen, 
wie überhaupt in jenen Tagen mit einer Verlogenheit und Hinter- 
hältigkeit gehandelt wurde, die ihresgleichen ſucht. Und darin wett- 
eiferte die polniſche Geiſtlichkeit mit ihren Beichtkindern. Mau ſollte 
überhaupt niemals außer Betracht laffen, daß die fanatiſierte Geift- 
lichkeit durch ihre Teilnahme an dem polnischen Aufſtande und durch 
das Aufpeitſchen der ſchlimmſten und niedrigſten Leidenschaften des 
polniſchen Volkes in feinen Augen jedes Mittel heiligte. Ehrlich ge⸗ 
meint war die Behauptung, der Sriedenskonferenz nicht vorzugreifen, 
jedenfalls keineswegs. Man machte ſich kampffähig und wartete auf 
den geeigneten Augenblick, um loszuſchlagen. Einmal mußte auch die 
grenzenlofe Serfahrenheit der ſozialiſtiſchen Revolutionäre in Berlin 
ein Ende nehmen. Das vaterländiſche Bewußtſein mußte ſich auch bei 
den Deutſchen einmal wieder regen. Dann war die Gunſt des Augen- 
blicks vorüber. In Ostpreußen, im Baltikum und in Weſtpreußen 
rüſtete man ohnehin zur Notwehr. Eine Reihe von Spähern ging faſt 
täglich in diefe Gebiete ab. Die Polen waren ausgezeichnet unter= 
richtet. Der Aufwand dieſer Kräfte und Geldſummen wäre ſinnlos 
gewesen, wenn man ſich bei der Entſcheidung der Friedenskonferenz 
hätte beſcheiden wollen. 

Zu der äußeren Aufmachung des polnischen Ceilgebietslandtages ift 
noch folgendes zu bemerken: 

Die polniſchen Zeitungen hatten tagelang vorher auf die Ve- 
deutung des Landtages verwieſen und für eine würdige Ausſtattung 
geworben. Taufende von polniſchen Adlern und Sähnchen in polniſchen 
Sarben wurden auf ihren Büros vergeben und an Hut, Mütze, Bruſt 
und dergleichen als Abzeichen getragen. Kein Pole ſollte ohne Ab⸗ 
zeichen ſein. Die Beflaggung der Häufer war anbefohlen. Doch ent- 
jprach ſie nicht den polnischen Erwartungen. Ich bin in jenen Tagen 


viel durch die Stadt hin und her gegangen. Dicht beflaggt war ſie 
nicht. Der Anteil der Deutſchen an der . der Stadt 
zeigte ſich deutlich. Dicht beflaggt war nur die alliſchei, die 


Schrodka, der Zugang zur Pfarrkirche und die Poſener Straße, in 
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dem Stadtteile Jerſitz, der eins der Hauptquartiere der Bamberger 
war. Die Geſchäftspolitiker waren noch im Sweifel und hielten ſich 
zurück. In den Senftern ſah man den weißen polniſchen Adler auf 
rotem Selde und häufig auch die Bildniſſe der polniſchen National- 
helden Koſciuſfkos und Poniatowfki. Der polniſche Buchladen in der 
Martinſtraße und das Juweliergeſchäft Stark in der Neuen Straße 
hatten beſonders auffällig geſchmückt. 

Bei den Vorbereitungen über den Teilgebietslandtag iſt auch über 
die Beflaggung mit den Nationalfarben eine Entſcheidung gefallen. Sie 
verdient hier als abſchreckendes Beijpiel für alle Zeiten beſprochen zu 
werden. Die Polen hatten den Wunſch, in ihren Farben zu flaggen. 
Manch ein anderer Wunſch lief ſtillſchweigend nebenher. Sie warfen 
im A.- und S.-Nat die Frage der Beflaggung auf. Viel Nederei hin 
und her. Biel Erregung. Dazwischen auch viel Mahnung zur Ver- 
nunft und Nuhe. Da man ſich auf eine beſtimmte Flagge nicht einigen 
konnte, ſo faßte man ſchließlich den Beſchluß, jeder möge flaggen, wie 
ihm beliebe. Das war natürlich ganz und gar im Sinne der Polen. 
Sie haben das mit aller Frechheit ausgenutzt. So tief war ſchon das 
nationale Bewußtſein der revolutionären Kreiſe geſunken, daß man 
jede Achtung und jeden Stolz auf ſeine nationalen Sarben verloren 
hatte und deutſches Land würdelos fremder Beflaggung preisgab. Die 
Polen flaggten nur in den polnischen Nationalfarben, aber es er⸗ 
ſchienen auch amerikaniſche, franzöſiſche, engliſche und italienische 
Slaggen an polniſchen Häufern. Deutſche Soldaten, die gegen ſie 
jahrelang mit Aufbietung aller Kräfte gekämpft hatten, ließen fie ſich 
in ihrem eigenen Lande vor die Augen ſtellen, als wäre der Beſitzſtand 
des Poſener Landes bereits aufgegeben. Die Entrüjtung in dem 
deutſchen Bürgertum war darüber ungeheuer. 

Die Begeiſterung der Polen ſchien ſich während des Landtages von 
Tag zu Tag zu ſteigern. Am Vormittag des 4. Dezember bin ich in 
die Altſtadt gegangen, um den Aufzug der Delegierten von der Meſſe 
zum Apolloſaal zu ſehen. Ich miſchte mich unter die dichte Menge auf 
dem Alten Markte, der Neuen Straße und dem Wilhelmplatz. Sobald 
ein Delegierter aus der Kirche kam, hoben ihn zwei Männer auf die 
Schultern und trugen ihn den verhältnismäßig weiten und unbequemen 
Weg zum Apolloſaal. So entſtand eine lange Kette auf Menſchen⸗ 
ſchultern reitender Delegierter. Die Menge zu beiden Seiten ſchrie 
wie im Delierium durcheinander. Ich hörte: „Es lebe Dr. Aleißner, 
Haberer, Sejda uſw. Man war völlig außer ſich vor Freude und 
patriotiſchem Eifer. Von dieſer Zeit an bemächtigte ſich der Deuiſchen 
das Gefühl, als jäßen ſie auf dem Pulverfaß. Ein Funke nur, und 
es mußte auffliegen. Und diejes Gefühl hat Jie nicht betrogen. 

(ortſetzung folgt.) 


Mitteilungen des BIO. 
Der Bundesführer. 


In den Bundesführerrat des B00. berief ich den Landeshaupt⸗ 
mann der Provinz Oberfchlefien und Untergauleiter Pg. Adame hk, 
den Generaldirektor der Staatsarchive, Prof. Dr. Brackmann, 
den Vorſitzenden des Geſamtvereins deutſcher Geſchichts⸗ und Alter- 
tums vereine, Pg. Prof. Dr. Hoppe, den Reichsführer des B A., 
Pg. Dr. Steinacher, ſowie den Führer des Deutſchen Schutz⸗ 
bundes und des Bundes Deutſcher Weſten, Pg. Dr. Er nſt. 


* 

Hiermit berufe ich Pg. Schulrat Koltermann, Schwerin 
(Meckl.), Palaisftr.. 18, zum Landesführer der Landesgruppe Mecklen⸗ 
burg-Lübeck. * 5 

Ich beſtätige Pg. Pomplun, Halle a. S., endgültig als Landes⸗ 
führer Holle-Merſeburg, Pg. Dr. Lothar 511 Berlin, als ſtell⸗ 
vertretenden Landesführer der Landesgruppe Berlin, 
Gower, Guben, als neuen Führer der Untergruppe Lauſitz-Oſt. 


2 * 
. Beer, Landesführer Bayern- Pfalz des BDO, hat in d. 

aa c ug De Abteilung Südoſt übernommen. ee de 
8 Dr. Lüdtke. 


Dr. Lüdtke und Dr. Thiele wurden in den Volkspolitiſchen 
Ausſchuß des BDA. berufen. . 


l Der Landesführer Oftmark. 


Der Führer der Landesgruppe Ostmark teilt mit, daß der Landes 
kulturwart Pg. Paul Urban in Sorau. N.⸗L., der Reglerungsrat 
Alfred Lindemann in Berlin vom Minijterium für Volksauf⸗ 
klärung und Propaganda, Abteilung Kurmark, und der Gauinſpekteur 
der NSDAP. Stadtrat Martin Albrecht in Sraukfurt (Oder) in 
den Landesführerrat berufen worden find. 


Ernennungen. 


Der Neichsjugendführer Baldur von Schirach hat den Führer des 
Gebietes Ostland, Obergebietsführer Pg. Dr. G. Uſadel, von ſeinem 
Amte WMtbunden, weil er als Jugendreferent im Neichsminifterium des 
Innern und Abteilungsleiter in der Neichsjugendführung mit Arbeit 
überloſtet ift. Mit der Führung des Gebietes Oſtland ift der bisherige 
Sührer des  Oberbannes anzig - Weſtpreußen, Oberbannführer 
Schramm, beauftragt. 


jowie Pg. 


Aus der Arbeit des BD. 


Bundesführer Dr. Lüdtke ſprach in Hamburg vor dem 
B., der Sichtegeſellſchaft und der Sachſchaft Buchhandel des OH V.; 
in Hannover wohnte er der Eingliederungsverfammlung des Ver⸗ 
eins der Danziger in den BDO. bei und nahm nach einer Anfprache 
über den Neuaufbau der Oftarbeit die Nagelung der Danziger 
Sahne vor. 

* 

Die Ortsgruppe Königsberg des BDO. hatte zum J. Ok- 
tober zu ihrer erſten großen öffentlichen Kundgebung aufgerufen. Nach 
dem Einmarſch der Fahnen des Banns Königsberg der HJ. ſprach 
Landesführer Pg. Dr. Oberländer über „Oſtpreußens Aufgabe 
im Oſtraum“. Er zeigte an dem Beispiel Rußlands, wie verfehlt es 
iſt, die Gejete des Weſtens — Volksgrenze gleich Staatsgrenze — 
auf den Oſten übertragen zu wollen. So heißt z. B. das Ergebnis der 
ruſſiſchen Nationalitätenpolitik: 30 von 95 Millionen Menſchen Som- 
jetrußlands haben keine Kulturautonomie, darunter auch die do 000 
Deutſchen. Der Often hat eben, genau wie der Weſten, ſeine 
Sigengeſetzlichkeit. Aus der Haltung Rußlands und des 
Weſtens leitet ſich die Aufgabe Oſtpreußens her: Ver- 
tretung unſeres eigenen Nationalismus und 
unferes eigenen Sozialismus. Oſtpreußen lebt in einem 
Grenzkampfgebiet. Grenzkampf aber verlangt alle jene preußischen 
Tugenden, die unſeren Sozialismus verkörpern. Im Grenzland gibt es 
keine Arbeit, die nicht politiſch iſt. Der Bund Deutſcher Olten hat 
die Aufgabe, zu dieſer Arbeit die Menſchen zu organisieren. — Der 
Vortrag wurde unter dem gleichen Thema von Pg. Graf Brock⸗ 
dorff-Dallwitz jortgeſetzt, der auf die einzelnen Aufgabengediete 
des Bundes einging, deren wichtigſte die Schulung und die Kultu”- 
arbeit Jind. Kulturarbeit ift niemals von Politik zu trennen. Siel 
des Bundes Deutſcher Oſten iſt die Erfüllung der Aufgabe, die der 
Führer ihm übertragen hat, und dieſe Aufgabe heißl: Jeder Deutsche 
ein Grenzkämpfer! 


Haus „Rurmark“. 


Lifte Nr. 16. übertrag: 1902,70 AM. 


Ortsgruppe Steudasaw . 13,.— „ 
Ortsgruppe Wismar . 10, 
Ortsgruppe Wittenberge 8,30 „ 
Ortsgruppe Wilhelmshaven Nüſtringen 5, 


Stand am I. November 1933 1991,— AA. 


(Berichtigung: Statt ehem. Jugendgruppe Potsdam muß es in der 
letzten Spendenlifte heißen: ehem. Jugendgruppe Eberswalde.) 


een 


Verſammlungen. 


Ortsgruppe Berlin- Neinickendorf: Monatsver- 
lammlung am Donnerstag, 9. November, abends 
8 Uhr, im Vereinslokal Sadau, Reſidenzſtr. 124. 


6 v. H. Veichsſchuldbuchforderungen. 


Seit unſerer letzten Veröffentlichung der Schuld⸗ 
buchkurſe hat ſich der Kursſtand kaum weſentlich ge⸗ 
ändert. Da die Reichsbank nunmehr in der Lage üt, 
dem Reutenmarkte 


zu machen. 

Am 1. November d. J. wurden folgende unver⸗ 
bindliche Verkaufskurſe genaunt: 
I. II. 


1940 . 80 w. H. 
1941 . 89 „ 88 ” 


1942 881 „ 88 „ 
194% 88 „ 877% „ 
1944½8 88 „ 87½ „ 


Wiederaufbauzuſchl. 194.45 51 v. H. 1946/48 501% v. H. 


Ostmärkische Spar- u. Durlehnskasse e. G. m. h. Hl., 


in Berlin. 


Bilanz am 31. Dezember 1932. 
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Familiennachrichten. 


Goldene Hochzeit: Malermeiſter Richard F. o r und 
Frau Anna, geb. Stadie, früher in Neumark, Weſtpr., 
jetzt in Neukölln, Lenauſtr. 26, am 12, 11. N , 

Geburtstage: Bürgermeiſter Jahnke, Kottbns, 
Leipziger Str. d7, am 7. 11. 80 J. Gürgermeiſter Jahuke, 
ein gebürtiger Poſener, darf auf eine 45jährige Dienſt⸗ 
zeit im Stagtsdienſt, von der er allein 34 Fahre au der 
Spitze der Sladt Koſchmin geſtanden hat, zurückblicken: 
fein Bruder, Proſeſſor Jahnke, iſt noch bis vor kurzer 
Zeit in Poſen tätig geweſen). Lehrer i. R. Guſtau 
Wolff, Croſſen Ober, Kaſernenſtr. 20, fr. in Aſchen⸗ 
fort und Lindenwerder 0. Bromberg, zuletzt in Ro⸗ 
afeıt, am 18. 10. 80. J.; Witwe Auguſte Liſocki, fr. 
Posen, jetzt Blu.⸗Charlottenburg, Rückertſtr. 10, am 
7. 11. 76, J.; Studienrat Paul Las kowsky, Glatz, 
Führer der Ortsgruppe des BDO., 50 J. (L. iſt lange 
Zeit au der Freien Oſtmärkiſchen Volkshochſchule in 
Meſeritz tätig geweſen). 

Geſtorben: Juſtizoberſekretär 


Georg Grund 
mann. 5105 i 


0 früher u. a. in Meſeritz und 
J. 5 


Strelno, am 29. 10., 


Buchbeſprechungen. 2 
Deutſche Forſchung. Aus der Arbeit der Not- 
gemeinſchaft der Deutſchen Wiſſenſchaft. Heft 20. 
Berlag der Notgemeinfchaft der Deutſchen 
Wiſſenſchaft für den Buchhandel. Karl Sigis- 
mund Verlag, Berlin. — Das Heft enthält zwei 
Vorträge über vor- und frühgeſchichtli - 
ſchung in Deutſchland, und Reden, die auf der 
Wiſſenſchaftlichen Kundgebung der Notaemein- 
Schaft der Deutſchen Wiſſenſchaft in Königsberg 
i. Pr. am 13. und 14. Mai 1933 gehalten wurden. 
Von den Arbeiten der Sammlung intereſſiert vor 
allem der Vortrag von Carl Schuchardt-Berlin 
über Nord- und Oſtdeutſche eee 

r. G. 


Aktiva: M. Paſſiva: M. 
Kaiſſnkant a. d. Mskhäffssgithahen. . . A. U b 0 
Beteiligung.. 2000.— Spareinl. in laufender en 
Poſtſcheckkonto 427.96 Rechnung. . 7582 99 ; 
Inventa k 150— Spareinlagen. . 72 867,38 
Spareinlagen⸗Ausſtand 76,64 echſel 7625,35 
Bantguth.(Bröbg. Prov. Verſchiedenes 524,67 
Gen u. Raiffeiſenbank) 1858,— Nückſtellungskonto .. 62 000, — 
Reichsſchatzanweiſungen 3825,36 
Laufende Rechnungen. 137 377,05 
Verluſt .. . . 35.775,09 
181 600,39 181 600.39 —— 
Mitglieder: Wer kennt 
Stand am Ende des Vorjahres . 3 372 die jetzige Anſchrift 
Zugang - gg . 1 des ſpäteren Oberpoſt⸗ 


Abgang 71 
Mitgliederbeſtand am Ende des Geſchäftsjahres 1932 302 
Im Laufe des Geſchäftsjahres haben ſich die Geſchäftsguthaben um 
3300,— M. und die Haftſummen um 27 200,— M. vermindert. Geſamt⸗ 
betrag der Haftſumme, für welche alle Genoſſen am Schluß des Ge⸗ 
ſchäftsjahres aufzukommen haben, beträgt 97 600 M. 


Berlin, den 23. Oktober 1933 
gez. Blume 


gez. Jaſinſki 


rates Gericke in Stettin, 
früher Poſtrat inPoſen? 
Gefl. Angaben unter 
3018 an das „Oſtland“ 
erbeten. ’ 


Wer kennt 
die jetzige Anſchrift 


Aufbaukredit 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. 


Verwertung von 


für Grenz- u. Auslands deutsche G.m.b.H. 
Tel. B 5 Barbaroſſa 9061. 


6% Reichsschuldbuchforderungen 


durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


1. des Herrn Nobert 
Arndt aus Kaijertreu 
Kreis Hohenſalza, 

2. des Herrn Hermann 
Müller aus Fletnowo 
Kreis Schwetz, 

3. des Herrn Alfred 
Klepſch aus Oſtrowite, 
Kreis Mogilno, 


Rothenbuſch aus 
Krenzoly, Kreis Hohen⸗ 
ſalza, 5 
5. der Frau Lina 
Brückmann aus 
Bromberg? 


Es handelt ſich um die 


ee 


4. der Frau Chriſtine 


Emigrantenſteuer.Gefl. 3 
Angaben unter 3019 


Oſtmärker! Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 


Anzahlung M. 
Wobu u. Gefchäfts-Erkgröft. in 
Freiburg (Breisg )) 
Lanohaus m. Wirtſchaftsgeb. in 
Witt 
Grdſt., f. Sabrikationszwecke od. 
als Jugend- od. Couriſtenheim 
geeignet, im ſchönſten Teile d. 
Culengebirges .. 12000 bis 
Villa m. jegl. Komf. in bekannt. 
deutſchen Kurort a. Bodenſee 
Kurhaus an der Peripherie von 
Dresden (mod. Stil). . . . 
Billengröft. m. prächt. Gemiſcht⸗ 
wald u. Wieſen fowie eigenem 
See in Oberbay., nahe Gar- 
miſch⸗ Partenkirchen . loo ooo 
Penfionsvilla (20 Näume) in 
Gernrode (Harz) . 15000 bis 20 0090 
Sabrikgrdſt., geeign. 3. Einricht. 
einer Neparatur-Werkſt. mit 
Tankjt., in Oppeln, 30 ooo bis 35 000 
Fabrikgroͤſt. m. Wohnhaus Villa 
in Ind.-Ort d. Erigeb., n. Vereinbg. 
Villa mit Ausſicht a. d. Rhein, 
nahe Wiesboden, Mainz und 
Frankfurt a. MW.. 
Villa in vornehmſter Lage von 
Deſſau m. Nebengebäuden 


27 500 


18.099 


15 000 
20.009 
30.009 


25 doo 
312000 


: Penſionsgroſt. (Erholungsheim, 


Vollkonzeſſion) i. d. Neumark 
Wohn⸗ u. Geſchäftshaus an der 
Peripherie v. Berlin m. Ko⸗ 
lonialwarengeſch. einſchl. Filiale 
a. gl. Ort u. Wanderbetrieb 
Waſſermühle (Curbinenantrieb) 
. J.. Nn rt. rieb im. 
Kreiſe Puritz 
Landhaus-Villa i. 
Solbad Köſen 


18.000 . 


15 000 


25 0⁰⁰ 


d. bekannten 
Landhaus- Villa i. oberbaur. Stil 
i. bekannt. oberbayr. Sommer- 


10 O00 


friſchenort . . n. Vereinbg. 
6-Jamilien-Wohnhs. m. gewerbl. 15 
Räum, i. Meckl., Nähe Karow 25 000 


Solbberrſch. Billenbeſicg. Nähe 


resſuuu . nur 1200 
Weltſtadt-Hotel J. Ranges in 
Dresden (60 Zimmer), Pacht- 
vertrag 30 O00 
Wohn u Geſchäftshaus m. ver- 
käuflicher od. 3. verpachtender 
Dampfwälch. in Dresden, n. Vereinbg. 
Villengroͤſt. (Jagdhaus) i. d. Dü- 
bener Heide, Dorado f. Jäger! 
Wohnhs. m. Neparaturwerkſtatt 
(Opelvertr.) in Crimmitſchau 
Reftaurationsgrdjt. (11 Fremden- 
zimmer, Saalgebäude) in Ferch 
am Schwielowſee 1 
Sefchäftsgrdft. (Kolonialwaren, 
Eijenkurzwarenbdlg.), % Std. 
von Berlin entfernt 
Wohngrdſt. m. Auto- u. Fahr- 
rad-Neparaturwerkſt. in holſt. 
Stadt 
Dampfwäſcherei in gemiet. Näu- 
men in Magdeburg . 5000 bis 
Fabrikgroſt. m. Waſſerkraft in e 
Nordbau ern 20 000 
Bäckerei- Grdſt. in Wuſterhauſen j 
(Pommern) . 2 2 22.202800. 
Bild-Prokpekte koftenlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 
Dörnberystraße 1. Tel.: 82 Lützow 5933. 


20.000 


o ooo 
30009 
20 000 


19.000 
6000 


Wichtig für alle Kriagziellnehmer ete. 


— 


an das „Oſtland, erb. 


